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1    Rechtsgrundlagen für die zusätzlichen 
und für die zu ändernden Inhalte 

    

1.1  Baugesetzbuch 

 
 (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 28.07.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 221) 

    

1.2  Baunutzungsverord-
nung 

 (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.07.2023 (BGBI. 2023  I Nr. 176) 

    

1.3  Planzeichenverord-
nung 

 (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 
S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14.06.2021 (BGBl. I S. 1802); die im nachfolgenden 
Text zitierten Nummern beziehen sich auf den An-
hang zur PlanZV 

    

1.4  Planungssicherstel-
lungsgesetz 

 (PlanSiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20.05.2020 (BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22.03.2023 (BGBI. I Nr. 88) 

    

1.5  Bayerische Bauord-
nung 

 (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24.07.2023 (GVBI. S. 371) 

    

1.6  Gemeindeordnung 
für den Freistaat 
Bayern 

 (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385) 

    

1.7  Bundesnaturschutz-
gesetz  

 (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I 
S. 2542), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
08.12.2022 (BGBl. I S. 2240) 

    

1.8  Bayerisches Natur-
schutzgesetz 

 (BayNatSchG) vom 23.02.2011 (GVBl. S. 82), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.12.2022 (GVBl. 
S. 723) 
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2    Zusätzliche bzw. gegenüber dem zu än-
dernden Plan anders lautende Pla-
nungsrechtliche Festsetzungen (PF) 
mit Zeichenerklärung 

    

2.1  Z ....  Maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse  

Die Vollgeschossdefinition ist der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO) zu entnehmen.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 3 u. § 20 Abs. 1 
BauNVO; Nr. 2.7. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.2  WH .... m ü. NHN 

 

 

 Maximal zulässige Wandhöhe über NHN  

Die WH ü. NHN wird am Schnittpunkt der Außenwand 
(außen) mit der Dachhaut (außen) gemessen. Sofern 
sich in diesem Bereich Brüstungen oder Geländer be-
finden ist an deren Oberkanten zu messen, sofern sie 
nicht überwiegend transparent ausgeführt sind (z.B. 
dünne Gitterstäbe, transparentes Glas).  

Sofern zulässige, untergeordnete Widerkehre, 
Zwerchgiebel oder Dachaufbauten im Bereich des 
Schnittpunktes der Außenwand mit der Dachhaut lie-
gen, ist die Verbindungslinie zwischen den nächst ge-
legenen entsprechenden Schnittpunkten außerhalb 
solcher Bauteile maßgeblich. Dies gilt nicht für zuläs-
sige, jedoch nicht mehr als untergeordnet einzustu-
fende Widerkehre, Zwerchgiebel oder Dachaufbau-
ten, die im Bereich des Schnittpunktes der Außen-
wand mit der Dachhaut liegen. Hier ist die Wandhöhe 
am Schnittpunkt der Außenwand (außen) mit der 
Dachhaut (außen) des Widerkehres, Zwerchgiebels 
oder Dachaufbaus zu messen. Untergeordnet sind 
diese Bauteile dann, wenn sie nicht mehr als 50% der 
Hausbreite, gemessen jeweils an den Außenkanten 
der sich gegenüberliegenden Hauswände, einneh-
men. 

Die Einhaltung einer evtl. vorgeschriebenen Zahl von 
Vollgeschossen bleibt von den o.g. Vorschriften un-
abhängig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 
BauNVO; siehe Planzeichnung) 
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2.3  FH .... m ü. NHN 

 

 Maximale Firsthöhe über NHN 

Die GH ü. NHN wird an der höchsten Stelle der Dach-
konstruktion gemessen. Ausgenommen sind Anlagen 
zur Gewinnung von Sonnenergie (Wärme, Elektrizität) 
sowie untergeordnete anderweitige Bauteile (z.B. 
Schornsteine, Antennen etc.). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 
BauNVO; Nr. 2.8. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.4    Baugrenze (überbaubare Grundstücksfläche für 
Hauptgebäude), unterirdische Überschreitungen 
sind zulässig, sofern sie keine Nachbarbelange be-
einträchtigen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO; 
Nr. 3.5. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    
2.5  Nebenanlagen und 

sonstige bauliche 
Anlagen außerhalb 
der überbaubaren 
Grundstücksfläche 

 

 Im Geltungsbereich sind die gemäß § 14 BauNVO zu-
lässigen Nebenanlagen, nicht überdachte Stellplätze 
und (Tief-)Garagen auch außerhalb der überbauba-
ren Grundstücksflächen zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 u. 23 BauNVO) 

    

2.6  E... Wo  Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohn-
gebäuden; die Differenzierung nach Bauweise bzw. 
Zuordnung ist wie folgt bestimmt:  

   −  E... als max. Wohnungsanzahl pro Einzelhaus (als 
Wohngebäude) 

   (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.7    Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestim-
mung als private Verkehrsfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.3. PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

    

2.8    Verkehrsflächen als Begleitfläche; für Straßenbe-
gleitgrün, Fußwegumlegung, Stellplätze, Randflä-
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chen (z.B. Schotterrasen, Rasenpflaster, Fußwegflä-
chen etc.); die straßenverkehrsrechtliche Zuordnung 
entspricht der angrenzenden Verkehrsfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.9    Einzelner Stellplatz in der öffentlichen Verkehrsflä-
che als Begleitfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.10    Straßenbegrenzungslinie; äußere Umgrenzung al-
ler Verkehrsflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.2. PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

    
2.11    Straßenbegrenzungslinie; mit Ausrundungsdurch-

messer  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.2. PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

    
2.12  Behandlung von Nie-

derschlagswasser in 
den privaten Grund-
stücken, Materialbe-
schaffenheit gegen-
über Niederschlags-
wasser  

 In den privaten Grundstücken ist Niederschlagswas-
ser von versiegelten Flächen (Dach- und Hofflä-
chen), soweit dies auf Grund der Bodenbeschaffen-
heit möglich ist, auf dem Grundstück über die be-
lebte Bodenzone (z.B. Muldenversickerung, Flä-
chenversickerung) oder durch speziell herzustel-
lende Versickerungsanlagen in den Untergrund zu 
versickern. Sickerschächte und Rigolen ohne Vorrei-
nigung wie oben beschrieben sind dabei unzulässig 

Nicht sickerfähiges Niederschlagswasser von ver-
siegelten Flächen (Dach- und Hofflächen) ist in einer 
(Kombi-)Zisterne zurückzuhalten. Der Überlauf der 
(Kombi-)Zisterne ist dem Regenwasserkanal des öf-
fentlichen Trennsystems zuzuleiten. Das Speicher-
volumen ist mit der betroffenen Fachbehörde abzu-
stimmen. 

Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig 
mit Niederschlagswasser in Berührung kommen 
(z.B. Dachdeckungen, jedoch nicht Rinnen, Fall-
rohre, Geländer etc.) sind Oberflächen aus Zink, Ti-
tan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern diese 

      9,50 
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Oberflächen nicht mit geeigneten anderen Materia-
lien (z.B. Pulverbeschichtung) dauerhaft gegen Nie-
derschlagswasser abgeschirmt werden.  

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 u. 20 BauGB) 

    

2.13  Förderung der Arten-
vielfalt auf Privat-
grundstücken 

 Zur naturnahen Gestaltung ist pro Grundstück eine 
mind. 8 m² große extensiv genutzte Blumenwiese 
durch Einsaat einer gebietsheimischen Saatgutmi-
schung zu entwickeln. Insgesamt muss eine zusam-
menhängende Fläche mit einer Mindestbreite von 
2 m entstehen. Die Blumenwiese ist entweder 
1x/Jahr Ende September oder 2x/Jahr (1. Mahd nicht 
vor Mitte Juni) zu mähen. Auf die Ausbringung von 
Dünger und/oder Pflanzenschutzmitteln in diesem 
Bereich ist zu verzichten. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.14  Insektenfreundliche 
Beleuchtung /  
Photovoltaikanlagen  

 Für die Außenbeleuchtung sind nur mit Lichtstrahl 
nach unten gerichtete, vollständig insektendicht 
eingekofferte LED-Lampen oder nach dem Stand 
der Technik vergleichbar insektenschonende Lam-
pentypen zulässig, welche ein bernsteinfarbenes bis 
warmweißes Licht (Farbtemperatur kleiner/gleich 
2.700 Kelvin) mit geringem UV- und Blauanteil auf-
weisen. Die Außengehäuse von Leuchten dürfen 
maximal eine Betriebstemperatur von 40°C errei-
chen. Die maximale Lichtpunkthöhe beträgt 4,50 m 
über der Oberkante des endgültigen Geländes. 

Es sind nur Photovoltaikmodule zulässig, die weni-
ger als 6 % polarisiertes Licht reflektieren (d. h. je So-
larglas-Seite 3 %). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.15  Bodenbeläge in den 
privaten Grundstü-
cken / Wasserdurch-
lässige Beläge 

 Für Stellplätze und untergeordnete Wege sind aus-
schließlich wasserdurchlässige Beläge (z. B. in Splitt 
verlegtes Pflaster mit Rasenfuge, Drainfugenpflas-
ter, Rasengittersteine, Schotterrasen) zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.16    Zu erhaltender Baum; ist bei Abgang durch eine 
entsprechende Neupflanzung zu ersetzen. 
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB; Nr. 13.2. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

    

2.17  Pflanzungen in den 
privaten Grundstü-
cken 

 Es sind standortgerechte, heimische Bäume und 
Sträucher aus der unten genannten Pflanzliste zu 
verwenden. Darüber hinaus gilt:  

− Auf max. 5 % der Grundstücksfläche sind auch 
Sträucher zulässig, die nicht in der u. g. Pflanzliste 
festgesetzt sind (z.B. Ziersträucher, Rosenzüch-
tungen). 

− Pro 500 m² (angefangene) Grundstücksfläche ist 
mindestens 1 Laubbaum aus der u. g. Pflanzliste 
zu pflanzen und zu erhalten. Abgehende Bäume 
sind durch eine entsprechende Neupflanzung zu 
ersetzen. 

− Im Übergangsbereich zur freien Landschaft und in 
Bereichen, die an öffentliche Flächen angrenzen, 
sind ausschließlich Laubgehölze zulässig. 

− Unzulässig sind Gehölze, die als Zwischenwirt für 
die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau gelten, 
speziell die in der Verordnung zur Bekämpfung 
der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandverordnung 
vom 20.12.1985, BGBl. I, 1985 S. 2551, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 10 der Verordnung vom 
10.10.2012, BGBl. I S. 2113) genannten. 

 

Festgesetzte Pflanzliste: 

   Bäume 1. Wuchsklasse   

   Spitz-Ahorn Acer platanoides 

   Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 

   Schwarz-Erle Alnus glutinosa 

   Grau-Erle Alnus incana 

   Hängebirke Betula pendula 

   Rotbuche Fagus sylvatica 

   Esche Fraxinus excelsior 

   Zitterpappel Populus tremula 

   Stiel-Eiche Quercus robur 

   Silber-Weide Salix alba 

   Winter-Linde Tilia cordata 

   Sommer-Linde Tilia platyphyllos 

   Berg-Ulme Ulmus glabra 
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   Bäume 2. Wuchsklasse   

   Obsthochstämme (ausschließlich 
Schalen- u. Steinobst sowie nicht 
oder nur in geringem Maße Feuer-
brand gefährdetes Kernobst) 

 

   Feld-Ahron Acer campestre 

   Vogel-Kirsche Prunus avium 

   Sal-Weide Salix caprea 

   Bruch-Weide Salix fragilis 

   Echte Mehlbeere Sorbus aria 

   Vogelbeere Sorbus aucuparia 

     
   Sträucher  

   Roter Hartriegel Cornus sanguinea 

   Gewöhnlicher Hasel Corylus avellana 

   Zweigriffliger Weißdorn Crataegus laevigata 

   Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna 

   Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 

   Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare 

   Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum 

   Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus subsp. Padus 

   Schlehe Prunus spinosa 

   Echter Kreuzdorn Rhamnus cathartica 

   Hunds-Rose Rosa canina 

   Gebirgs-Rose Rosa pendulina 

   Ohr-Weide Salix aurita 

   Grau-Weide Salix cinerea 

   Purpur-Weide Salix purpurea 

   Mandel-Weide Salix triandra 

   Korb-Weide Salix viminalis 

   Schwarzer Holunder Sambucus nigra 

   Trauben-Holunder Sambucus racemosa 

   Wolliger Schneeball Viburnum lantana 

   Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus 
     

2.18    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 
1. Änderung und 1. Erweiterung der Ortsabrundungs-
satzung "An der Heimenhofenstraße" der Gemeinde 
Burgberg i. Allgäu  

(§ 9 Abs. 7 BauGB; Nr. 15.13. PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 
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2.19    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 
1. Änderung der Ortsabrundungssatzung "An der 
Heimenhofenstraße" 

Die Inhalte der Ortsabrundungssatzung für die 
Grundstücke Flur -Nr. 2027 Teilfläche und Flur -
Nr. 2027/3 in Burgberg, "An der Heimenhofenstraße" 
(Fassung vom 21.12.1995, rechtsverbindlich seit 
08.06.1996) vor dieser Änderung werden für diesen 
Bereich vollständig durch die Inhalte dieser 1. Ände-
rung der Ortsabrundungssatzung ersetzt. 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.20    Aufzuhebende Grenze des räumlichen Geltungsbe-
reiches der Ortsabrundungssatzung für die Grund-
stücke Flur -Nr. 2027 Teilfläche und Flur -Nr. 2027/3 
in Burgberg, "An der Heimenhofenstraße" (Fassung 
vom 21.12.1995, rechtsverbindlich seit 08.06.1996). 

(§ 9 Abs. 7 BauGB, siehe Planzeichnung) 
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3   Zuordnung von Flächen und/oder Maß-
nahmen zum Ausgleich im Sinne des 
§ 1a Abs. 3 BauGB an anderer Stelle ge-
mäß § 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB (externe 
Ausgleichsflächen/-maßnahmen) 

    

3.1  Lage der Ausgleichs-
fläche/-maßnahme 

 Dem durch die vorliegende Planung verursachten 
Eingriff wird eine Ausgleichsfläche/-maßnahme au-
ßerhalb des Geltungsbereiches dieser Planung zuge-
ordnet. Die Ausgleichsflächen befinden sich außer-
halb des Plangebietes auf der Fl.-Nr. 2027/11 der Ge-
meinde Burgberg i. Allgäu und befindet sich an deren 
südlichem Rand. Die Fläche umfasst 300 m² (§ 9 
Abs. 1a Satz 2 BauGB; siehe nachfolgende 
Planskizze). Der Planung werden von der Maßnahme 
1.200 Wertpunkte zugeordnet, von welcher nach er-
folgtem Ausgleich noch 26 Wertpunkte verbleiben. 
Hinweis: Die Pflegemaßnahmen (Mahd und Abfuhr) 
sind spätestens zum Ende des Folgejahres nach 
Baubeginn umzusetzen. 
Die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahme ist der un-
teren Naturschutzbehörde mit dem entsprechenden 
Formblatt mitzuteilen.  
 

 Planskizze   
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Lage des Geltungsbereichs der Einbezie-
hungssatzung 
 

 

   

    
 

Lage der Ausgleichsfläche 
 

 

   

   Maßnahmen: 

   – 
Extensivierung des Intensivgrünlandes zur Entwicklung eines exten-
siven Grünlandes (zweimalige Mahd pro Jahr mit Abtransport des 
Mahdguts; 1. Mahd nicht vor dem 15. Juni; Verzicht auf die Ausbrin-
gung von Dünge- und/oder Pflanzenschutzmittel; bei Bedarf ist eine 
Erhaltungsdüngung mit Festmist im Abstand von wenigen Jahren zu-
lässig)  
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4    Zusätzliche bzw. gegenüber dem zu 
ändernden Plan anders lautende Bau-
ordnungsrechtliche Vorschriften (BOV) 
gemäß § 9 Abs. 4 BauGB mit Zeichener-
klärung 

    

4.1  SD  Dachform Satteldach mit folgenden Maßgaben:   

− Vertikale Versätze von sich gegenüberliegenden 
Dachebenen (höhenmäßig versetzter First) sind 
unzulässig. 

− Geneigte Dachebenen quer zur Hauptfirstrich-
tung, welche die Firstlinie schneiden (Krüppel-
walm) sind unzulässig. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO, siehe Planzeichnung) 

    

4.2  Dachneigungen für 
Hauptgebäude 

 In Abhängigkeit von der vorgeschriebenen Dachform 
sind folgende Dachneigungen einzuhalten:  

 
SD:  20 - 32 ° 

Die Dachneigung ist jeweils gegenüber der Horizon-
talen zu messen.  

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

4.3  Materialien für die 
Dachdeckung 

 

 Als Dachdeckung für geneigte Dächer von Hauptge-
bäuden und Nebengebäuden mit mehr als 100 m3 
Bruttorauminhalt ab einer Dachneigung von 20° sind 
ausschließlich Dachplatten (kleinteilige Schuppen-
deckung wie z.B. Dachziegel, Dachpfannen, Beton-
dachsteine etc.) zulässig. Tiefgaragen und in den 
Hang integrierte Garagen bzw. Carports sind, sofern 
sie nicht vom Hauptbaukörper überbaut sind, mit ei-
ner Substratschicht von mindestens 50 cm zu über-
decken und zu begrünen. Die Begrünung ist dauer-
haft sicherzustellen. Hiervon ausgenommen sind 
Terrassen, Wege und Zufahrten. 

Die o.a. Vorschriften zu Materialien gelten auch für 
Widerkehre und Zwerchgiebel sowie Dachaufbauten 
(Dachgauben) der Dächer von Hauptgebäuden.  

Für diejenigen Bereiche dieser Dächer, die der Ge-
winnung von Sonnenenergie dienen, sind darüber 
hinaus Materialien zulässig, die für diese Anlagen 
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(Sonnenkollektoren, Photovoltaikanlagen) üblich 
bzw. erforderlich sind. 

Für untergeordnete Bauteile (Verbindungsteile, Ab-
dichtungselemente etc.) sind in jedem Fall andere 
Materialien zulässig. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

4.4  Farben   Als Farbe für Dächer sind nur rote bis rotbraune so-
wie betongraue bis anthrazitgraue Töne zulässig. 

Die o.a. Vorschriften zu Farben für Dächer gelten 
auch für Widerkehre und Zwerchgiebel sowie Dach-
aufbauten (Dachgauben) der Dächer von Hauptge-
bäuden.  

Für Dachflächen, die der Gewinnung von Sonnen-
energie dienen, sind die Farben zulässig, die für ent-
sprechende Anlagen (Sonnenkollektoren, Photovol-
taikanlagen) üblich bzw. erforderlich sind. 

Für untergeordnete Bauteile (Verbindungsteile, Ab-
dichtungselemente etc.) sind darüber hinaus andere 
Farben zulässig. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

4.5  Ausführung von über-
dachten Stellplätzen 
in den privaten 
Grundstücken 

 Bei Gebäuden mit mehr als 2 Wohnungen sind die 
umzusetzenden Stellplätze als Tiefgaragen bzw., so-
fern es die Geländesituation her gibt, als in den Hang 
integrierte Garagen bzw. Carports umzusetzen.  

Bei Gebäuden mit maximal 2 Wohnungen sind die 
umzusetzenden Stellplätze als nicht überdachte 
Stellplätze oder Carports (offene Garagen) auszu-
führen. Dies gilt nicht für in den Hauptbaukörper in-
tegrierte Garagen. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

4.6  Geländeveränderun-
gen in den privaten 
Grundstücken 

 Veränderungen des natürlichen Geländes (Aufschüt-
tungen und Abgrabungen) sind nur unter den folgen-
den Voraussetzungen zulässig:  

− Anpassung an den natürlichen Geländeverlauf und 

− Berücksichtigung der Geländeverhältnisse der 
Nachbargrundstücke und der Erschließungssitua-
tion und 

− Beschränkung des Geländeabtrages an der Tal-
seite des Hauptgebäudes so, dass die talseitige 



 

 
 Gemeinde Burgberg i. Allgäu    1. Teilaufhebung, 1. Änderung und 1. Erweiterung der 

Ortsabrundungssatzung "An der Heimenhofenstraße" 
Textteil (Entwurf) mit 57 Seiten, Fassung vom 09.10.2023 

Seite 15 

Ansicht des Gebäudes mit max. 2 Geschossebe-
nen und einem Kniestock in Erscheinung tritt. 

Die erforderlichen Geländeveränderungen zur Unter-
bringung der Versickerungsanlagen für Nieder-
schlagswasser und zum Schutz vor Überflutung bei 
starken Regenereignissen, wie z.B. eine Aufwallung 
bis max. 0,30 m mit Graben im Hangbereich sind zu-
lässig. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO) 
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5    Hinweise und Zeichenerklärung  
    

5.1    Weiterführende Grenze des räumlichen Geltungs-
bereiches der Ortsabrundungssatzung für die 
Grundstücke Flur Nr. 2027 Teilfläche und Flur 
Nr. 2027/3 in Burgberg, "An der Heimenhofenstraße" 
der Gemeinde Burgberg i. Allgäu (siehe Planzeich-
nung) 

    

5.2    Bestehendes Gebäude (Wohngebäude/Wirtschafts- 
oder Nebengebäude) zur Zeit der Planaufstellung 
(siehe Planzeichnung) 

    

5.3    Bestehende Grundstücksgrenzen zur Zeit der 
Planaufstellung (siehe Planzeichnung) 

    
    

5.4    Geplante Grundstücksgrenzen; die so gekenn-
zeichneten Grenzen stellen einen Vorschlag zur Auf-
teilung der Grundstücke dar (siehe Planzeichnung) 

    

5.5    Bestehende Flurstücksnummer (beispielhaft aus 
der Planzeichnung) 

    

5.6    Vorhandenes (natürliches) Gelände; Darstellung der 
Höhenschichtlinien (beispielhaft aus der Planzeich-
nung, siehe Planzeichnung) 

    

5.7    Flächen, für die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte er-
wirkt werden sollten (siehe Planzeichnung) 

    

5.8    mögliche Erweiterung der Straßenbegrenzungslinie 
zur Optimierung der Wendesituation 

    

5.9    Gefahrenhinweis Hanganbrüche (beispielhaft aus 
der Planzeichnung, siehe Planzeichnung); (kleinräu-
mige flachgründige Rutschungen, oftmals mit hohem 

 
755 

754 
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Wassergehalt und Ausfließen der Rutschmasse, auch 
Hangmuren genannt); die Eintretenswahrscheinlich-
keit ist üblicherweise eher gering, so dass die Gefähr-
dung allgemein nur als Restrisiko einzustufen ist. Sie 
ist grundsätzlich kein Hinderungsgrund für eine Be-
bauung. Bei baulichen Maßnahmen kann dieses Rest-
risiko allerdings berücksichtigt und vermindert wer-
den. Geländemodellierungen oder der Verzicht auf 
ebenerdige bergseitige Fenster und Türen können 
beispielsweise solche Maßnahmen sein. Die Bauher-
ren bzw. die Planer werden wegen der Möglichkeiten 
zur Anpassung der Bauweise auf die mögliche Ge-
fährdung hingewiesen. 

Alle Gefahrenhinweisflächen, sowie die dem Bayeri-
schen Landesamt für Umwelt vorliegenden Informa-
tionen zu lokalen Problemen sind in der Standortaus-
kunft Georisiken im Internet unter http://www.umwel-
tatlas.bayern.de/ abrufbar. 

    

5.10  Wildbäche und wild 
abfließendes Wasser 

 Der Geltungsbereich liegt im Gefährdungsbereich des 
"Mangoldsbaches". Der "Mangoldsbach" ist ein Ge-
wässer III. Ordnung mit Sonderstatus Wildbach. Der 
"Mangoldsbach" ist entlang des Geltungsbereiches 
als ausgebauter Wildbach eingestuft. Am oberstromi-
gen Ausbauende des "Mangoldsbaches" befindet sich 
ein Geschieberückhaltebecken. Hier sind die zustän-
digen Behörden derzeit bestrebt, illegale Verrohrun-
gen, Auffüllungen und den Schwarzbau einer Stadel-
anlage beseitigen zu lassen, um die Funktionstüchtig-
keit des Rückhaltebeckens wiederherzustellen. Ge-
mäß aktueller Ermittlung des Wildbachgefährdungs-
bereichs besteht durch die bestehenden Schutzbau-
werke ein ausreichender Schutz vor Hochwasser. 
Hierzu ist jedoch anzumerken, dass infolge der Wild-
bachnähe dennoch ein Restrisiko vor Überschwem-
mung bestehen bleibt. Alleine durch einen abge-
schwemmten kleinen Baum oder großen Ast kann es 
an Überfahrten oder am Rohreinlass zu einer Verklau-
sung kommen und als Folge würde der "Mangolds-
bach" ausufern und die tieferliegenden Anwesen ge-
fährden. Auf das Hochwasser-Restrisiko im Verklau-
sungsfall für die tieferliegenden Anwesen wird daher 
hingewiesen. Gemäß § 37 Abs. 1 WHG darf der natür-
liche Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer 
liegendes Grundstück nicht zum Nachteil eines höher 
liegenden Grundstücks behindert werden. Der natür-
liche Ablauf wild abfließenden Wassers darf nicht zum 
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Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt 
oder auf andere Weise verändert werden. 

    

5.11  Erdgeschoßfußbo-
denhöhe und Freihal-
tung von Fließwegen 

 In Bezug auf wild abfließendes Oberflächenwasser 
wurde eine Fließweganalyse durch ein entsprechen-
des Fachbüro erstellt. Ermittelt wurden dabei zwei 
kleinere Fließwege. Das Ergebnis der Analyse zeigt, 
dass es die vorliegende Planung zu keinen signifikan-
ten Änderungen von Fließwegen kommt. Durch das 
Bauvorhaben ändert sich der nördliche Fließweg 
nicht. Die geplante Bebauung hat keine Auswirkung 
auf das Abflussverhalten in diesem Bereich. Der süd-
liche Fließweg wird positiv umgelenkt. 

Es wird dennoch empfohlen, die Erdgeschosshöhen 
(Rohfußbodenoberkante) der geplanten Gebäude 
mindestens 20 cm über dem östlich angrenzenden 
Gelände zu bauen. Diese sind von den Fließwegen 
hauptsächlich betroffen. Die Fließwege um die Ge-
bäude auf den Fl.-Nrn. 2027/3, 2027/10 und 2027/11 
herum sollten freigelassen werden, insbesondere der 
Fließweg um das südlich liegende Gebäude (Fl.-
Nr. 2027/3). Im Bereich des nördlichen Fließwegs soll-
ten bei allen Geländeveränderungen innerhalb des 
Fließwegs oder bei der Schaffung von Abflusshinder-
nissen die Auswirkungen auf diesen berücksichtigt 
werden. 

    

5.12  Überflutungsschutz 
(Hangwasser) 

 Aufgrund der Hanglage kann es bei Starkregenereig-
nissen zu wild abfließendem Oberflächenwasser 
(Hangwasser) kommen. Um Überflutungen von Ge-
bäuden zu vermeiden sind entsprechende (Schutz-) 
Vorkehrungen zu treffen. Insbesondere ist auf die Hö-
henlage der Lichtschächte, -höfe und des Einstieges 
der Kellertreppen o.ä. zu achten. Sie sollten möglichst 
hoch liegen, um vor abfließenden Wässern bei Stark-
regen zu schützen. Die Erdgeschossfußbodenhöhe 
sollte im Rahmen der Vorgaben nach Gesichtspunkten 
des Überflutungsschutzes angemessen hoch gewählt 
werden. Maßnahmen zur Verbesserung des Überflu-
tungsschutzes sind auch in der Gartengestaltung in-
tegrierbar.  
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5.13  Gemeindliche Ab-
standsflächensat-
zung 

 Für den gesamten Geltungsbereich der 1. Änderung 
und 1. Erweiterung der Ortsabrundungssatzung "An 
der Heimenhofenstraße" gilt die gemeindliche Ab-
standsflächensatzung in ihrer jeweils aktuellen Fas-
sung. 

    

5.14  Gemeindliche Stell-
platzsatzung 

 Für den gesamten Geltungsbereich der 1. Änderung 
und 1. Erweiterung der Ortsabrundungssatzung "An 
der Heimenhofenstraße" gilt die gemeindliche Stell-
platzsatzung in ihrer jeweils aktuellen Fassung. 

    

5.15  Gemeindliche Sat-
zung über die Dach-
gestaltung 

 Für den gesamten Geltungsbereich der 1. Änderung 
und 1. Erweiterung der Ortsabrundungssatzung "An 
der Heimenhofenstraße" gilt die gemeindliche Sat-
zung über die Dachgestaltung in ihrer jeweils aktuel-
len Fassung. 

    

5.16  Gemeindliche Sat-
zung für die öffentli-
che Entwässerungs-
einrichtung  

 Für den gesamten Geltungsbereich der 1. Änderung 
und 1. Erweiterung der Ortsabrundungssatzung "An 
der Heimenhofenstraße" gilt die gemeindliche Sat-
zung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung in 
ihrer jeweils aktuellen Fassung. 

    

5.17  Förderung der 
Artenvielfalt 

 Privatgärten sollten möglichst naturnah und struktur-
reich gestaltet werden (z.B. Bereiche mit insekten-
freundlichen, blütenreichen Wiesenmischungen, na-
turnah gestalteter Gartenteich, Trockenmauer 
oder Steinhäufen, Bäume, Sträucher, verwilderte 
Ecken, Vogel- und/oder Fledermauskästen, Insekten-
hotels). 

Zur Entwicklung von Extensivwiesen sollten die öf-
fentlichen Grünflächen und die blütenreichen Exten-
sivwiesen der Privatgärten durch zweimalige Mahd 
pro Jahr (1. Mahd nicht vor Mitte Juni; 2. Mahd Ende 
September) gepflegt werden. Das Mähgut sollte von 
der Fläche entfernt werden. Die Ausbringung von 
Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln sollte vermieden 
werden. 

Vorhandene Gehölze sollten möglichst erhalten wer-
den. 

Bei der Pflanzung von Bäumen ist das Nachbar-
rechtsgesetz zu berücksichtigen. 
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5.18  Gebietseigenes  
Saatgut 

 Gemäß § 40 BNatSchG ist das Ausbringen von Pflan-
zen in der freien Natur genehmigungspflichtig, wenn 
die Pflanzenart im betreffenden Gebiet nicht oder seit 
mehr als 100 Jahren nicht mehr vorkommt. Daher sind 
für alle Begrünungsmaßnahmen in der freien Natur 
gebietseigene Gehölze und Saatgut zu verwenden 
(siehe auch den "Leitfaden zur Verwendung gebiets-
eigener Gehölze" des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (2012)). Im 
vorliegenden Fall sollten Gehölze und Saatgut aus 
dem Vorkommensgebiet der nördlichen Kalkalpen  
stammen. 

    

5.19  Klimaschutz  Die Nutzung geeigneter erneuerbarer Energiequellen 
wie insbesondere Solarthermie, Photovoltaik, Wind-
energie und Geothermie werden empfohlen.  

Privatgärten sollten möglichst durchgängig mit heimi-
schen und standortgerechten Pflanzen begrünt sein.  

Eine Dachbegrünung bei Dächern mit einer Dachnei-
gung unter 15° und/oder eine Fassadenbegrünung 
wird empfohlen.  

Bei der Pflanzung von Bäumen sollte eine Verschat-
tung der Gebäude vermieden werden. 

    

5.20  Nachhaltige  
Ressourcennutzung 

 Es wird empfohlen, Regenwasser möglichst an Ort 
und Stelle versickern zu lassen und zur Bewässerung 
von Garten und Balkonpflanzen Regenwasser zu nut-
zen. Hierzu eignen sich Regenwasser-Auffangbe-
cken (Zisternen). Auch Gartenteiche können mit Re-
genwasser gefüllt werden. Die Nutzung von Regen-
wasser zur Toilettenspülung sowie zum Wäschewa-
schen ist ebenfalls möglich, hierzu ist die "DIN 1989 
Regenwassernutzungsanlagen" zu berücksichtigen. 

Zur Nutzung von Bioabfällen wird die Errichtung eines 
Komposts empfohlen. 

    

5.21  Vogelschutz  Zur Förderung der Artenvielfalt der Vögel wird emp-
fohlen, bei Gehölzpflanzungen auf die Funktion als 
Nähr- oder Schutzgehölz zu achten. Im Folgenden 
werden für einige siedlungstypische Arten beispiel-
haft geeignete Gehölze aufgeführt, welche ebenfalls 
in den Pflanzlisten aufgeführt sind: 
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Nahrungs- und Schutzgehölze (z.B. Haussperling, 
Rotkehlchen, Buntspecht): Esche, Hängebirke, Sal-
weide, Walnuss, Zitterpappel, Obstgehölze 

Alpen-Johannisbeere, Felsenbirne, Gewöhnliche 
Berberitze, Hundsrose, Kornelkirsche, Pfaffenhüt-
chen, Roter Holunder, Rote Johannisbeere, Sand-
dorn, Schlehe, Schneeballarten, Schwarzer Holunder, 
Seidelbast, Stachelbeere, Traubenkirsche, Weißdorn, 
Weißdorn, Wildrosenarten 

insb. als Hecken: Faulbaum, Feldahorn, Hainbuche, 
Hasel, Kornelkirsche, Kreuzdorn, Liguster, Roter 
Hartriegel 

Fassadengrün: Echtes Geißblatt, Efeu, Gewöhnliche 
Waldrebe, Schlingknöterich, Wilder Wein, Winterjas-
min 

Zusätzlich Funktion als Bienen- und Schmetterlings-
weide (Auszug): 

Felsenbirne, Gewöhnliche Berberitze, Kornelkirsche, 
Kreuzdorn, Obstgehölze, Pfaffenhütchen, Roter Ho-
lunder, Salweide, Seidelbast, Schlehe, Schwarzer 
Holunder, Weißdorn, Winterjasmin 

Nestbäume (z.B. Buntspecht) 

Bergahorn, Birke, Pappel, Stieleiche, Vogelkirsche, 
Weide 

Apfel, Hainbuche 

Hinsichtlich des artenschutzrechtlichen Konfliktpo-
tenzials "Vogelkollision an Glasfassaden" sind die 
Empfehlungen der Vogelwarte Sempach ("Bauen mit 
Glas und Licht") zu berücksichtigen. 

    

5.22  Artenschutz  Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, die 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten besonders ge-
schützter Arten zu zerstören sowie streng ge-
schützte Arten und europäische Vogelarten während 
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinte-
rungs- und Wanderungszeit erheblich zu stören. Um 
das Eintreten eines Verbotstatbestandes im Sinne 
des § 44 BNatSchG zu verhindern, wird daher emp-
fohlen, vor Abriss von Gebäuden (insbesondere Wirt-
schaftsgebäuden/Scheunen) sowie vor der Rodung 
alter Bäume zu prüfen, ob diese von besonders ge-
schützten Tieren bewohnt werden. Der Abriss bzw. 
die Rodung sollte im Falle eines Nachweises im Win-



 

 
 Gemeinde Burgberg i. Allgäu    1. Teilaufhebung, 1. Änderung und 1. Erweiterung der 

Ortsabrundungssatzung "An der Heimenhofenstraße" 
Textteil (Entwurf) mit 57 Seiten, Fassung vom 09.10.2023 

Seite 22 

terhalbjahr erfolgen und mit der Unteren Natur-
schutzbehörde des Landratsamtes abgestimmt wer-
den.  

Hinsichtlich des artenschutzrechtlichen Konfliktpo-
tenzials "Vogelkollision an Glasfassaden" sind die 
Empfehlungen der Vogelwarte Sempach ("Bauen mit 
Glas und Licht") zu berücksichtigen. 

    

5.23  Vorhandene Gehölze  Gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG ist es verboten, in der 
Zeit vom 01.03. bis 30.09. außerhalb des Waldes vor-
kommende Bäume, Sträucher oder andere Gehölze 
zu roden. Notwendige Gehölzbeseitigungen sowie 
die Baufeldräumung sollten daher außerhalb der 
Brutzeit von Vögeln zwischen dem 01.10. und dem 
28.02. des jeweiligen Jahres erfolgen. Es wird emp-
fohlen, auch die nicht als zu erhalten festgesetzten 
vorhandenen Gehölze möglichst zu erhalten (Erhal-
tung bzw. Beseitigung in Abhängigkeit von der jewei-
ligen Baumaßnahme) und während der Bauzeit mit 
entsprechenden Baumschutzmaßnahmen zu sichern. 
Um den Kronen- und Wurzelbereich vorhandener 
Bäume nicht zu beschädigen und den Gehölzbestand 
bestmöglich zu schützen, sollten alle baulichen Maß-
nahmen gemäß DIN 18920 "Landschaftsbauschutz 
von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflä-
chen bei Baumaßnahmen" sowie RAS-LP4 "Richtlinie 
für die Anlage von Straßen, Teil Landschaftspflege, 
Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, Vegetationsbestän-
den und Tieren bei Baumaßnahmen" durchgeführt 
werden. 

    

5.24  Empfehlenswerte 
Obstbaumsorten  
hinsichtlich des Feu-
erbrandes 

 Obstbaumsorten, die nicht oder nur in geringem 
Maße Überträger für den Feuerbrand sind, können 
beim Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(Kempten), Bereich Landwirtschaft, Sachgebiet 
Obstbau, erfragt werden. Insbesondere folgende Ap-
felsorten gelten nicht als Überträger des Feuerbran-
des: Bittenfelder, Rheinischer Bohnapfel und Wel-
schisner (Mostäpfel) sowie Boskoop, Rewena und 
Sonnenwirtsapfel (zum Verzehr geeignet). Auf Grund 
ihrer besonderen Anfälligkeit für die Feuerbrand-
krankheit sollten Birnen und Quitten grundsätzlich 
nicht angepflanzt werden. 
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5.25  Versickerungsanla-
gen für Nieder-
schlagswasser 

 

 Die unter "Behandlung von Niederschlagswasser in 
den privaten Grundstücken" genannten üblichen Vor-
gaben zur Bemessung, Planung und (konstruktiver) 
Ausführung von Sickeranlagen sind u.a. dem Arbeits-
blatt DWA-A 138 (4/2005) zu entnehmen.  

Bemessung und konstruktive Ausführung der Versi-
ckerungsanlagen für Niederschlagswasser sind re-
gelmäßig im bauaufsichtlichen Verfahren nachzuwei-
sen (Darstellung im Baugesuch). Dabei sollten u.a. 
folgende Maßgaben Beachtung finden:  

− Mindestgröße 15 % der anzuschließenden versie-
gelten Fläche 

− Tiefe max. 0,30 m 

− Überlastungshäufigkeit max. 0,2 (d.h. im Durch-
schnitt max. 1 mal in 5 Jahren) 

− Ausbildung als Einzelmulde oder vernetzte Mulden 

− Lage und Gebäudeabstand nach den Vorgaben 
des ATV-DVWK-A 138, Ziff. 3.2.2  

− Zufluss zur Versickerungsanlage für Nieder-
schlagswasser möglichst oberflächig über be-
wachsenen Oberboden, Rinnen aus verfugten 
Pflastersteinen, o.ä. 

− Bei unzureichend versickerungsfähigem Unter-
grund sind so genannte Mulden-Rigolen-Elemente 
nach ATV-DVWK-A 138, Ziff. 3.3.3 sinnvoll. 

− Der Einbau einer Zisterne entbindet nicht vom Bau 
einer Versickerungsanlage für Niederschlagswas-
ser. 

− Notüberläufe der privaten Sickeranlagen müssen 
an das öffentliche Notüberlaufsystem angeschlos-
sen werden (technische Informationen sind über 
die kommunale Bauverwaltung erhältlich). 

Während der Bauzeit sollten die für die Versickerung 
vorgesehenen Flächen wie folgt vor Verdichtung ge-
schützt werden:  

− keine Lagerung von Baumaterialien und Bo-
denaushub 

− kein Befahren  

− keine Nutzung als Waschplatz jeglicher Art 

Zur fachgerechten Planung und Bauüberwachung der 
Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser ist 
das Hinzuziehen eines Fachingenieurs sinnvoll. 
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Das Versickern von Niederschlagswasser stellt eine 
Gewässernutzung dar, die grundsätzlich einer recht-
lichen Erlaubnis durch das zuständige Landratsamt 
bedarf. Inwiefern im Einzelfall eine erlaubnisfreie Ver-
sickerung durchgeführt werden kann (Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV)) 
sollte von der Bauherrschaft bei dem zuständigen 
Landratsamt in Erfahrung gebracht werden. 

In privaten Grundstücken darf nur unverschmutztes 
Niederschlags-wasser versickert werden. Zur Ver-
meidung einer Verunreinigung des Niederschlags-
wassers sollte auf Tätigkeiten wie z.B. Reinigungsar-
beiten, Be- und Entladungsarbeiten gefährlicher 
Stoffe etc. verzichtet werden. Die Autowäsche auf ei-
nem Privatgrundstück ist per Gesetz nicht zulässig; 
die gemeindeeigenen Regelungen sind zu beachten 
und können beim jeweiligen Ordnungsamt angefragt 
werden. 

Auch für die nicht großflächigen baukonstruktiven 
Elemente sollte auf die Verwendung von Oberflächen 
aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei verzichtet wer-
den. Als Alternativen für Rinnen und Fallrohre stehen 
Chrom-Nickel-Stähle (Edelstahl), Aluminium, Kunst-
stoffe oder entsprechende Beschichtungen zur Ver-
fügung. 

    

5.26  Bodenschutz  Die Verwertbarkeit von Bodenmaterial kann auf 
Grund erhöhter Stoffgehalte, vor allem in Kombina-
tion mit organischer Substanz, eingeschränkt sein. 
Ein Eingriff in die betroffenen Böden sollte deshalb 
weitgehend vermieden und, wenn nicht vermeidbar, 
die tatsächlichen Stoffgehalte der betroffenen Böden 
und deren Verwertbarkeit vor Umsetzung der Pla-
nung abgeklärt werden. Es soll sichergestellt werden, 
dass anfallendes geogen belastetes Bodenmaterial 
nicht auf anders- oder unbelastete Böden verlagert 
oder wiederaufgebracht wird und dort die Boden-
funktionen nachteilig verändert. Durch das Ver-
schlechterungsverbot ist nach § 12 Abs. 10 BBodSchV 
in Gebieten mit erhöhten Schadstoffgehalten die Ver-
lagerung von Bodenmaterial nur innerhalb dieser Ge-
biete zulässig. Weitere Anforderungen an das Auf- 
und Einbringen von Bodenmaterial regelt § 12 
BBodSchV. Darüber hinaus finden sich wichtige Hin-
weise zur Verwertung von Bodenmaterial in der 
DIN 19731 und DIN 19639. 

Um insbesondere Schwierigkeiten bei der späteren 
Entsorgung von Bodenaushub zu vermeiden, sollten 



 

 
 Gemeinde Burgberg i. Allgäu    1. Teilaufhebung, 1. Änderung und 1. Erweiterung der 

Ortsabrundungssatzung "An der Heimenhofenstraße" 
Textteil (Entwurf) mit 57 Seiten, Fassung vom 09.10.2023 

Seite 25 

die Bauverantwortlichen eine Überprüfung durch ein 
Fachbüro durchführen lassen.  

Nach den Normen DIN 18915 Kapitel 7.3 und 
DIN 19731 ist vor Beginn der baulichen Arbeiten auf 
der überbaubaren Grundstücksfläche der Oberboden 
abzutragen, getrennt zu lagern und nach Abschluss 
der Baumaßnahme wieder einzubauen. Er darf nicht 
durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden ver-
mischt oder überlagert werden. Die Bodenmieten 
sind bei einer Lagerungsdauer von mehr als 2 Mona-
ten zu begrünen. Überschüssiges Oberbodenmate-
rial ist unter Beachtung des § 12 BBodSchV bevorzugt 
am Entstehungsort oder ortsnah auf landwirtschaft-
lich genutzten Flächen zu verwerten. 

Die Baustellen und Baustelleneinrichtungsflächen 
sind so einzurichten, dass ein Befahren von Böden 
außerhalb der festgesetzten Bereiche unterbunden 
wird. 

Flächen, die als Grünfläche oder zur gärtnerischen 
Nutzung vorgesehen sind, sollten nicht befahren 
werden. Innerhalb der festgesetzten Bereiche ist 
durch eine entsprechende Planung und Organisation 
des Bauablaufs ein Befahren von Oberböden auf das 
unumgängliche Maß zu beschränken, um Verdichtun-
gen zu vermeiden. Im Idealfall sollten bereits befes-
tigte bzw. vorbelastete Flächen sowie Flächen, die 
nach dem Bauabschluss als Weg oder sonstige bau-
liche Anlage vorgesehen sind, eingeplant werden. 
Hilfestellungen zur Gestaltung der temporären 
Baustelleneinrichtungsflächen sind im Leitfaden zur 
Bodenkundlichen Baubegleitung des Bundesverban-
des Boden zu finden. 

In Hanglagen soll auf eine durchgängige Begrünung 
des Bodens geachtet werden. Um zusätzlich mögli-
chen Verdichtungen vorzubeugen, soll das Gelände 
nur bei trockenen Boden- und Witterungsverhältnis-
sen befahren werden. 

Unnötige Bodenversiegelungen sollten vermieden 
werden. 

Kulturfähiger Unterboden sollte wenn möglich weiter 
im Baugebiet verwendet werden. 

    

5.27  Luft verunreinigende 
Immissionen 

 Die zu errichtenden Gebäude befinden sich topogra-
fisch bedingt auf unterschiedlichen Höhenlagen. Ins-
besondere beim Einsatz von Festbrennstoffen ist da-
her mit vermehrten Immissionen von Stäuben und ge-
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ruchsintensiven organischen Verbindungen zu rech-
nen. Dies kann auch bei ordnungsgemäßem Betrieb 
der Feuerungsstätten zu Geruchsbelästigungen füh-
ren. Es wird empfohlen, emissionsarme Brennstoffe 
(z.B. Heizöl EL, Gas) zu verwenden. 

Die Einhaltung der Feuerungsanlagenverordnung 
(FeuVO) ist speziell in dem überplanten Gebiet auf 
Grund der Topografie und der räumlichen Bezüge der 
Gebäude unabdingbar. 

Nach Auffassung des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Landesentwicklung und Umweltfragen liegt 
ein gelegentlicher Betrieb von Einzelöfen dann vor, 
wenn die Benutzung nicht häufiger als 4-5 mal pro 
Monat erfolgt.  

    

5.28  Brandschutz  Für die Zufahrten gelten die "Richtlinien über Flächen 
für die Feuerwehr" – Fassung Februar 2007 – (AIIMBI 
Nr. 15/2008). 

Für die Ermittlung der Löschwasserversorgung gilt 
das Regelwerk der DVGW Arbeitsblatt W 405 sowie 
Ziff. 5.1 IndBauRL. 

Als Hydranten sollten Überflurhydranten DN 100 vor-
gesehen werden. Die Abstände der Hydranten zuei-
nander sollten 150 m nicht überschreiten. 

Gewerbebetriebe, die auf Grund der Brandlasten die 
Löschwasserversorgung aus der öffentlichen Was-
serversorgung überschreiten, sollten für den Objekt-
schutz selbstständig genügend Löschwasser (z.B. 
Zisterne) vorhalten.  

Bei Aufenthaltsräumen in Geschossen, deren Fußbo-
denhöhe mehr als 7 m über dem Gelände liegen, ist 
der zweite Rettungsweg baulich sicherzustellen. 

    

5.29  Ergänzende Hin-
weise 

 Datengrundlage: Auszug aus der Digitalen Flurkarte 
(DFK) des Amtes für Digitalisierung, Breitband und 
Vermessung, Stand: 11/2022. 

Die Höhenangaben über NHN beziehen sich auf das 
Bezugshöhen-system DHHN 12. 

Auf Grund der Beschaffenheit des Baugrundes der 
näheren Umgebung kann von einer Bebaubarkeit im 
überplanten Bereich ausgegangen werden. Den Bau-
verantwortlichen wird darüber hinaus empfohlen, im 
Rahmen der Bauvorbereitungen eigene Erhebungen 
durchzuführen (z.B. Schürfgruben, Bohrungen). 
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Gemäß Art. 8 des Bayerischen Denkmalschutzgeset-
zes (DSchG) ist das Auftreten von Bodendenkmälern 
(z.B. auffällige Bodenverfärbungen, Holzreste, Mau-
ern, Metallgegenstände, Steingeräte, Scherben, Kno-
chen etc.) unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-
behörde (Landratsamt) oder dem Bayerischen Lan-
desamt für Denkmalpflege mitzuteilen. Zur Anzeige 
verpflichtet sind auch der/die Eigentümer*in und 
der/die Besitzer*in des Grundstücks, sowie der/die 
Unternehmer*in und der/die Leiter*in der Arbeiten, 
die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines 
der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der/die 
Finder*in an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so 
wird er/sie durch Anzeige an den/die Unternehmer*in 
oder den/die Leiter*in der Arbeiten befreit. Die auf-
gefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis 
zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige un-
verändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denk-
malschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt 
oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Zu ver-
ständigen ist das Bayerische Landesamt für Denk-
malpflege, Dienststelle Thierhaupten, oder die zu-
ständige Untere Denkmalschutzbehörde. 

In den verkehrsberuhigten Bereichen bzw. in den Be-
reichen von Stich- und Einbahnstraßen behält sich 
die Gemeinde Burgberg i. Allgäu vor, die Entleerung 
der Müllbehälter gesammelt an einem Standort 
durchführen zu lassen. 

Für die Erschließung des Gebietes ist es notwendig, 
Kabelverteilerschränke, Straßenlaternen oder ähnli-
che Einrichtungen in der öffentlichen/privaten Fläche 
zu installieren. Die Gemeinde Burgberg i. Allgäu be-
hält sich die Auswahl der hierfür geeigneten Stand-
orte sowie evtl. erforderliche Vereinbarungen vor.  

Auf die Lage der erforderlichen Hauskontrollschächte 
ist unabhängig von der festgesetzten Baugrenze 
bzw. den ggf. festgesetzten Flächen für Garagen, 
Nebenanlagen oder Stellplätze zu achten. Die 
Schächte sind von Bebauung bzw. Versiegelung jeg-
licher Art freizuhalten. 

Das Einleiten von Fremdwasser wie z.B. Drainage-
wasser, Oberflächenwasser aus Straße-, Hof- und 
Dachflächen ist untersagt. 

Auf Grund der angrenzenden landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen ist mit der Einwirkung von vorüber-
gehenden belästigenden Geruchsimmissionen (z.B. 
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durch Aufbringen von Flüssigdung, Pflanzenschutz-
mitteln etc.) sowie Lärmimmissionen (z.B. Traktoren-
geräusche, Kuhglocken etc.) zu rechnen. Diese sind 
von der Bauherrschaft entschädigungslos hinzuneh-
men.  

    

5.30  Plangenauigkeit  Obwohl die Planzeichnung auf einer digitalen (CAD) 
Grundlage erstellt ist (hohe Genauigkeit), können sich 
im Rahmen der Ausführungsplanung und/oder der 
späteren Einmessung Abweichungen ergeben (z.B. 
unterschiedliche Ausformung der Verkehrsflächen 
etc.). Weder die Gemeinde Burgberg i. Allgäu noch 
die Planungsbüros übernehmen hierfür die Gewähr.  
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6  Satzung  
 

Auf Grund von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 1 und 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 28.07.2023 (BGBI. 2023  I Nr. 221), Art. 23 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. 
S. 796), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385), Art. 81 der Bay-
erischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 
(GVBl. S. 588), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2023 (GVBI. S. 371), der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. 
2023  I Nr. 176), sowie der Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 
18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.06.2021 (BGBl. I 
S. 1802) hat der Gemeinderat der Gemeinde Burgberg i. Allgäu die 1. Teilaufhebung, 
1. Änderung und 1. Erweiterung der Ortsabrundungssatzung "An der Heimenhofen-
straße" in öffentlicher Sitzung am ...................... beschlossen. 

 
 § 1 Aufhebung 

Die Ortsabrundungssatzung für die Grundstücke Flur -Nr. 2027 Teilfläche und Flur -
Nr. 2027/3 in Burgberg, "An der Heimenhofenstraße" (Fassung vom 21.12.1995, rechts-
verbindlich seit 08.06.1996) wird in dem im zeichnerischen Teil gekennzeichneten Be-
reich aufgehoben.  

 

 § 2 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der 1. Änderung und 1. Erweiterung der Ortsabrun-
dungssatzung "An der Heimenhofenstraße" ergibt sich aus deren zeichnerischem Teil 
vom 09.10.2023. 

 
 § 3 Zulässigkeit von Vorhaben 

Die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches der Einbe-
ziehungssatzung im Bereich der Fl.-Nrn. 184, 2027/3, 2027/9, 2027/10, 2027/11 (Teil-
fläche), 2027/12, 2027/13, 27027/14 und 2027/15 richtet sich nach den in der Einbe-
ziehungssatzung getroffenen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften, im Übrigen 
nach § 34 BauGB.  

 
 § 4 Bestandteile der Satzung  

Die 1. Teilaufhebung, 1. Änderung und 1. Erweiterung der Ortsabrundungssatzung "An 
der Heimenhofenstraße" besteht aus der Planzeichnung und dem Textteil vom 
09.10.2023. 

Der 1. Teilaufhebung, 1. Änderung und 1. Erweiterung der Ortsabrundungssatzung wird 
die Begründung vom 09.10.2023 beigefügt, ohne deren Bestandteil zu sein.  

Die Inhalte der Ortsabrundungssatzung für die Grundstücke Flur Nr. 2027 Teilfläche 
und Flur Nr. 2027/3 in Burgberg, "An der Heimenhofenstraße" (Fassung vom 
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21.12.1995, rechtsverbindlich seit 08.06.1996) vor dieser Änderung werden für diesen 
Bereich vollständig durch die Inhalte dieser 1. Änderung der Ortsabrundungssatzung 
ersetzt. 

 
 § 5 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des Art. 79 Abs. 1 Nr. 1 BayBO handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig den auf Grund von Art. 81 BayBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwi-
der handelt. Zuwiderhandeln kann mit Geldbußen bis zu 500.000,- € (Fünfhunderttau-
send Euro) belegt werden.  

 
 § 6 Inkrafttreten 

Die 1. Änderung und 1. Erweiterung der Ortsabrundungssatzung "An der Heimenhofen-
straße" der Gemeinde Burgberg i. Allgäu tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses in Kraft (gem. § 10 Abs. 3 BauGB).  

 

 

 

 

 
 
 

 

 
  

 

 
.......................................................... 
(André Eckardt, Bürgermeister) (Dienstsiegel) 
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7  Begründung – Städtebaulicher Teil 
  

7.1  Allgemeine Angaben 

7.1.1  Zusammenfassung 

7.1.1.1  Die Änderung und Erweiterung der Einbeziehungssatzung dient der Umset-
zung von Wohnbebauung in der Gemeinde Burgberg i. Allgäu, die entweder 
auf Grund der bestehenden Festsetzungen der rechtsverbindlichen Satzung 
derzeit nicht umsetzbar ist oder sich außerhalb des Geltungsbereiches befin-
den würde.   

7.1.1.2  Die von der Teilaufhebung betroffenen Grundstücke mit den Fl.-Nr. 182 (Teil-
fläche) und 185 sind in der rechtverbindlichen Satzung ohne weitere Festset-
zungen beinhaltet. Da demzufolge bereits jetzt für Bauanträge eine aus-
schließliche Beurteilung nach § 34 BauGB erfolgt, ändert die Aufhebung der 
Satzung in dem Bereich nichts am baurechtlichen Genehmigungsvorgang. Die 
Grundstücke sind bereits jetzt dem Innenbereich zuzuordnen. 

7.1.1.3  Das Plangebiet liegt am östlichen Ortsrand der Gemeinde Burgberg i. Allgäu. 

7.1.1.4  Das Plangebiet ist im Westen derzeit mit der rechtsverbindlich Ortsabrun-
dungssatzung für die Grundstücke Flur Nr. 2027 Teilfläche und Flur Nr. 2027/3 
in Burgberg, "An der Heimenhofenstraße" (Fassung vom 21.12.1995, rechts-
verbindlich seit 08.06.1996) überplant. Der östliche Erweiterungsbereich ist 
planungsrechtlich als Außenbereich einzustufen. 

Geplant ist die Errichtung von Wohngebäuden. Um die Voraussetzungen hier-
für zu schaffen, ist die Erweiterung der Ortsabrundungssatzung erforderlich. 
Die Änderung dient der Anpassung der planungsrechtlichen Vorgaben in ei-
nem Teilbereich der rechtsverbindlichen Ortsabrundungssatzung, da auf 
Grund der bestehenden Festsetzungen der rechtsverbindlichen Satzung ein 
geplantes Vorhaben momentan nicht umsetzbar ist.  

 
7.1.2  Abgrenzung und Beschreibung des Plangebietes  

7.1.2.1  Der zu überplanende Bereich befindet sich im Südosten des Hauptortes der 
Gemeinde Burgberg i. Allgäu.  

7.1.2.2  Der Geltungsbereich verläuft südlich der Bebauung entlang des "Mangolds-
weges". Er knickt sodann nach Süden ab und führt zurück Richtung "Heimen-
hofenstraße" und beinhaltet dort das Grundstück mit Haus Nr. 11c. Der restli-
che Bereich des Plangebietes ist unbebaut.  

7.1.2.3  Die 1. Teilaufhebung umfasst die Grundstücke mit den Fl.-Nrn. 182 (Teilfläche) 
und 185. 

7.1.2.4  Innerhalb des Geltungsbereiches der 1. Änderung und 1. Erweiterung befinden 
sich die Grundstücke mit den Fl.-Nrn.: 184, 2027/3, 2027/9, 2027/10, 2027/11 
(Teilfläche), 2027/12, 2027/13, 2027/14 und 2027/15.  
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7.2  Städtebauliche und planungsrechtliche Belange 

7.2.1  Bestandsdaten und allgemeine Grundstücksmorphologie 

7.2.1.1  Die landschaftlichen Bezüge werden vom Oberstdorfer Illertal sowie den 
nördlichen Kalkwestalpen geprägt.  

7.2.1.2  Innerhalb des überplanten Bereiches befindet sich im Westen ein Bestands-
gebäude. Der östliche Erweiterungsbereich ist unbebauter Außenbereich. Im 
zentralen nördlichen Bereich bestehen zudem alte Obstbäume. Darüber hin-
aus sind keine herausragenden naturräumlichen Einzelelemente vorhanden. 

7.2.1.3  Das Gelände ist nach Osten hin erst mäßig und später stark ansteigend. Die 
Anschlüsse an die bereits bebauten Grundstücke sowie den zentral gelege-
nen Eigentümerweg sind jedoch unproblematisch.  

 
7.2.2  Erfordernis der Planung  

7.2.2.1  Die Änderung und Erweiterung der rechtsverbindlichen Ortsabrundungssat-
zung dient der Anpassung der planungsrechtlichen Vorgaben zur Ermögli-
chung zeitgemäßer und der Nachverdichtung dienender Baukörper und damit 
der Deckung des Wohnbedarfs. Im südöstlichen Änderungsgeltungsbereich 
ist die Umsetzung eines Wohngebäudes vorgesehen, welches auf Grund der 
bestehenden Festsetzungen (u.a. Baugrenze, Höhen, Anzahl der Wohnungen) 
momentan nicht umsetzbar wäre. Die Gemeinde Burgberg i. Allgäu hat im Sep-
tember eine Potentialanalyse des gesamten Gemeindegebietes erstellen las-
sen, in welcher der Bedarf an Wohnen und Gewerbe ausgearbeitet wurde. 
Hieraus ergab sich ein relativer Bedarf von 3,93 ha Wohnraum. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die Gemeinde Burgberg i. Allgäu für Familien als attrak-
tiv gilt. Auch zogen in dieser Zeit mehr Menschen nach Burgberg i. Allgäu als 
die Menschen die Gemeinde verließen. Ein deutliches Wachstum ist somit vor-
handen und ein weiteres Wachstum kann erwartet werden. Auch wenn wie-
derum das errechnete absolute Bedarfsergebnis (nach Abzug der vorhande-
nen Flächenpotentiale) keine Notwendigkeit von weiterem Wohnraum ergibt, 
ist bei dieser Berechnung der maßgebliche Faktor der Flächenverfügbarkeit 
außer Betracht geblieben. Die meisten noch offenen Flächen sind in Privatei-
gentum und stehen der Gemeinde Burgberg i. Allgäu für die Entwicklung auf 
Grund mangelnder Verkaufsbereitschaft nicht zur Verfügung. Ohne die Ände-
rung und Erweiterung der Ortsabrundungssatzung ist es der Gemeinde Burg-
berg i. Allgäu daher nicht möglich, der Nachfrage gerecht zu werden. Gerade 
jedoch Flächen wie das vorliegende Plangebiet, für das im unbebauten Be-
reich teilweise schon Baurecht besteht, sollen nun durch die Änderung einer 
zeitgemäßen Bebauung und Nachverdichtung zugeführt werden. Durch die 
angrenzende Wohnbebauung geprägt, können hier dem Bedarf der Gemeinde 
entsprechend Wohnraum und auch teilweise Ferienwohnungen entstehen. 
Letztere stärken die Gemeinde Burgberg i. Allgäu in dem wichtigen Belang als 
Tourismusstandort. Neue Ferienwohnungen sind stets gefragt und unterstrei-
chen die Gemeinde Burgberg als modernen Erholungsort. Für das Plangebiet 
liegen auch bereits konkrete Anfragen vor, so dass der Gemeinde Burgberg 
i. Allgäu ein Planungserfordernis entsteht.  
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7.2.3  Übergeordnete Planungen, andere rechtliche Vorgaben  

7.2.3.1  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele und Grundsätze des Lan-
desentwicklungsprogramms Bayern 2018 (LEP) des Bayerischen Staatsminis-
teriums der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat, maßgeblich: 

 

 − − 1.1.1 In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeits-
bedingungen zu schaffen oder zu erhalten. Die Stärken und 
Potenziale der Teilräume sind weiterzuentwickeln. Alle 
überörtlich raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
haben zur Verwirklichung dieses Ziels beizutragen. 

 − − 2.2.1 und   
Anhang 2 
"Struktur-
karte" 

Festlegung der Gemeinde Burgberg i. Allgäu als allgemeiner 
ländlicher Raum. 

 −  3.1 Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen 
Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung 
des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerich-
tet werden. 

Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen 
unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten 
angewendet werden. 

 − − 3.2 In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale 
der Innenentwicklung möglichst vorrangig zu nutzen. Aus-
nahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung 
nicht zur Verfügung stehen. 

 
7.2.3.2  Ausschnitt aus dem Landesentwicklungsprogramm Bayern 2018, Karte An-

hang 2 "Strukturkarte"; Darstellung als allgemeiner ländlicher Raum 
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7.2.3.3  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Regionalplanes (Re-
gion Allgäu, 16, in der Neufassung vom 10.01.2007 (Bekanntmachung vom 
10. Januar 2007, RABl Schw. Nr. 1 2007)) maßgeblich: 

 

 − − A III 1/ A III 2/ 
A III 3 

Bestimmung der Gemeinde Burgberg i. Allgäu als allgemeiner 
ländlicher Raum  

 −  B I 3.4.3 Im alpinen Teil der Region sollen die Maßnahmen zum Schutz 
vor Hochwasser, Muren, Erosionen und Lawinen fortgeführt 
werden. 

 − − B V 1.2 In allen Gemeinden soll in der Regel eine organische Sied-
lungsentwicklung stattfinden. Eine über die organische Sied-
lungsentwicklung hinausgehende Entwicklung ist in der Regel 
in zentralen Orten und Siedlungsschwerpunkten zulässig. 

 − − B V 1.3 Insbesondere soll einer unorganischen Ausweitung der Sied-
lungsgebiete in besonders exponierte Lagen wie Kuppen und 
Oberhangteile von Höhenrücken vor allem im Süden und 
Westen der Region entgegengewirkt werden. Zur Eingren-
zung des Flächenverbrauchs sollen insbesondere vorhan-
dene Baulandreserven und leer stehende Gebäude genutzt 
sowie Nachverdichtungen in den Siedlungsgebieten vorge-
nommen werden. Einer Zersiedelung der Landschaft soll ent-
gegen gewirkt werden. Neubauflächen sollen möglichst in 
Anbindung an bestehende Siedlungseinheiten ausgewiesen 
werden. 

 − − B V 1.7 Die Städte und Dörfer sollen in allen Teilen der Region in ihrer 
Funktion, Struktur und Gestalt erhalten, – wo erforderlich – 
erneuert und weiterentwickelt werden. Dabei soll auf ge-
wachsene und landschaftstypische Dorfstrukturen und Orts-
bilder besondere Rücksicht genommen werden. 

 −  B V 2.3 Es soll darauf hingewirkt werden, dass die Region von der Er-
richtung überwiegend eigengenutzter Freizeitwohngelegen-
heiten (Zweitwohnungen) freigehalten wird. 

 
7.2.3.4  Die Planung steht in keinem Widerspruch zu den o.g. für diesen Bereich rele-

vanten Zielen des Landesentwicklungsprogramms Bayern 2018 (LEP) sowie 
des Regionalplans Region Allgäu. 

7.2.3.5  Die Gemeinde Burgberg im Allgäu kann durch die geplante Änderung und Er-
weiterung des bereits bestehenden Baurechts konkreten Anfragen zur Wohn-
raumschaffung und Nachverdichtung nachkommen. Die moderate Erweite-
rung nach Osten ermöglicht eine organische Siedlungsentwicklung entlang 
des "Mangoldweges" in zweiter Reihe und stellt einen städtebaulich sinnvol-
len Abschluss des Siedlungskörpers dar. Auch liegt die Erweiterung nach Os-
ten noch außerhalb des Gefahrenbereiches für Hangabbruch. Lediglich der 
Bereich des bereits bestehenden Baurechts liegt innerhalb des Gefahrenbe-
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reiches, was als Gefahrenhinweis inklusive der möglichen Maßnahmen (Ge-
ländemodellierungen oder der Verzicht auf ebenerdige bergseitige Fenster 
und Türen) in Plan und Textteil enthalten ist, wobei das Restrisiko insgesamt 
als gering einzustufen ist.  

7.2.3.6  Die Gemeinde Burgberg im Allgäu erhebt bereits eine Zweitwohnungssteuer, 
um dem Entstehen von Zweitwohnungen entgegenzuwirken.  

7.2.3.7  Die Gemeinde Burgberg i. Allgäu verfügt über einen rechtsgültigen Flächen-
nutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan. Die überplanten Flächen wer-
den im Änderungsbereich bereits als Wohnbaufläche (W) dargestellt, während 
der östliche Erweiterungsbereich noch Fläche für die Landwirtschaft darstellt. 
Eine Änderung des Flächennutzungsplanes ist nicht erforderlich, da es sich 
um eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB handelt. 

7.2.3.8  Auszug aus dem rechtsgültigen Flächennutzungsplan, Darstellung überwie-
gend als Wohnbaufläche (W) und Flächen für die Landwirtschaft: 

 

 

7.2.3.9  Innerhalb des Geltungsbereiches der Satzung befinden sich keine Denkmäler 
im Sinne des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG). 

7.2.3.10  Inhalte von anderen übergeordneten Planungen oder andere rechtliche Vor-
gaben werden durch diese Planung nicht tangiert.  

 
7.2.4  Standortwahl, Entwicklung, allgemeine Zielsetzung und Systematik der 

Planung  

7.2.4.1  Zu einer frühen Phase der Entwicklung der Planung wurden unterschiedliche 
Optionen für den Geltungsbereich ausgelotet. Eine alternative Variante sah 
eine Entwicklung nach Osten bis zur im Flächennutzungsplan dargestellten 
Fläche für Wald vor. Von einer Entwicklung dieses Ausmaßes wurde jedoch 
auf Grund der Geländestruktur (Geländeverlauf und Georisiken) abgesehen, 
und es wurde entschieden lediglich einen Teilbereich direkt an den Geltungs-
bereich der bereits rechtsverbindlichen Satzung angrenzend aufzunehmen, 
um dort die Bebauung mit einem weiteren Wohngebäude zu ermöglichen. 
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Diese Fläche wird auf Grund der Prägung durch die nördlich liegende Bebau-
ung entlang des "Mangoldweges" als geeignet zur Aufnahme in die Satzung 
angesehen. Diese sehr beschränkte Ausmaß der zusätzlich möglichen Bebau-
ung ist mit einer organischen Siedlungsentwicklung vereinbar. 

7.2.4.2  Im Rahmen der frühzeitigen Behördenunterrichtung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
wurde insbesondere die Option der Erweiterung des Geltungsbereiches bis 
zur im Flächennutzungsplan dargestellten Fläche für Wald kritisch hinterfragt. 
Hiervon wurde zu Gunsten einer moderaten Erweiterung um eine Fläche für 
lediglich ein Wohngebäude abgesehen.  

7.2.4.3  Für den überplanten Bereich soll erreicht werden, dass er zu der vorhandenen 
Siedlungsstruktur hinzutritt, ohne als Fremdkörper zu erscheinen.  

7.2.4.4  Die Voraussetzungen für die Änderung und Erweiterung der Satzung gemäß 
§ 34 Abs.  4 Nr. 3 BauGB sowie § 34 Abs. 5 BauGB liegen vor. Die Flächen sind 
durch die nördlich bzw. teilweise westlich liegende Bebauung geprägt. Durch 
die Bestandsbebauung entlang des "Mangoldweges", welche noch weiter 
nach Osten als das Plangebiet reicht, kann auch eine geordnete städtebauli-
che Entwicklung mit harmonischem Ortsrand gewährleistet werden. 

7.2.4.5  Die Teilaufhebung sowie die Aufstellung der 1. Änderung und 1. Erweiterung 
der Ortsabrundungssatzung "An der Heimenhofenstraße" erfolgen gemäß 
§ 34 Abs. 6 i.V.m. § 13 BauGB.  

7.2.4.6  Von der beschränkten Möglichkeit, einzelne Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 
und 3 Satz 1 BauGB im Rahmen einer Einbeziehungssatzung zu treffen wird 
Gebrauch gemacht.  

7.2.4.7  Der redaktionelle Aufbau des 1. Änderung und 1. Erweiterung der Ortsabrun-
dungssatzung leitet sich aus der Systematik (Hierarchie) der Rechtsgrundla-
gen ab.  

7.2.4.8  Um zu einem lesbaren und rechtlich bestimmten Plan zu kommen, wird der 
Bereich vollständig von den Inhalten und den Rechtsgrundlagen des ur-
sprünglichen Planes abgekoppelt. Der geänderte Teilbereich stellt damit ein 
unabhängiges und inhaltlich neu aufgestelltes Planwerk dar.  

 
7.2.5  Planungsrechtliche Vorschriften 

7.2.5.1  Auf die Festsetzung eines Gebietstyps wird im Gegensatz zur rechtsverbind-
lichen Satzung verzichtet, da die angrenzende Bebauung durch ihre Prägung 
als dörfliche Wohnbebauung im Einzelfall eine sachgerechte Entscheidung 
über die Zulässigkeit von Vorhaben ermöglicht.  

7.2.5.2  Die Festsetzungen über das Maß der baulichen Nutzung konzentrieren sich 
auf einzelne Festsetzungen, die für die geordnete städtebauliche Entwicklung 
notwendig sind (§ 34 Abs. 5 BauGB).  

 − Die ebenfalls wie bei rechtsverbindlichen Satzung enthaltene Festsetzung 
der Zahl der Vollgeschosse in Kombination mit den Gebäudehöhen ist sinn-
voll, um eine homogene Art der Bebauung und Ausnutzung der Baukörper 
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vorzugeben. Dabei wurde das Maß von maximal II Vollgeschoßen beibehal-
ten. 

 − Die im Zuge der Änderung und Erweiterung neu hinzutretende, gleichzei-
tige Festsetzung von First- und Wandhöhen über NHN schafft einen ver-
bindlichen Rahmen zur Umsetzung eines Spektrums an Gebäudeprofilen. 
Die gewählte Systematik schließt Fehlentwicklungen aus. Sie ist auch für 
den Außenstehenden (z.B. Anlieger) nachvollziehbar und damit kontrollier-
bar. Gebäude mit einer tieferen Grundrissgestaltung und steilerer Dachnei-
gung werden durch die festgesetzte Firsthöhe in ihrer Gesamthöhe fixiert. 
Schmale Gebäude mit flacherer Dachneigung werden durch die festge-
setzte Wandhöhe auf ein geeignetes Erscheinungsbild begrenzt. Die er-
zielbaren Rauminhalte der Gebäude werden auf ein städtebaulich vertret-
bares Maß beschränkt. Durch die Festsetzung, dass, sofern zulässige 
Dachaufbauten oder Dacheinschnitte im Bereich des Schnittpunktes der 
Außenwand mit der Dachhaut liegen, für die Berechnung der maximalen 
Wandhöhe die Verbindungslinie zwischen den nächstgelegenen entspre-
chenden Schnittpunkten außerhalb solcher Bauteile maßgeblich ist, wird 
eindeutig geregelt, dass die Höhe von Dachaufbauten oder Dacheinschnit-
ten nicht als maßgebliche Wandhöhe herangezogen wird. Auch in Bezug 
auf die bestehende Geländesituation vor Ort, ist die Festsetzung von Hö-
hen über NHN und parallel zur maximalen Anzahl an Vollgeschossen sinn-
voll. Gerade im Hangbereich können die Gebäude mit teilweise belichteten 
Untergeschossen und ausgebauten Dachgeschossen errichtet werden, so 
dass die Zahl der Vollgeschosse keine eindeutige bzw. abschließende Hö-
henregelung trifft. 

7.2.5.3  Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind so festgesetzt, 
dass sie einzelne Bauvorhaben ermöglichen, aber gleichzeitig diese auch auf 
den Standort beschränken. Auf eine, den Geländegegebenheiten (Höhenver-
lauf, Baumstandorte) hin angepasste Situierung wurde geachtet. Hierdurch 
kann eine offen gestaltete Bauweise geschaffen werden, die der angrenzen-
den Bebauung entspricht und eine ansprechende Ortsrandgestaltung ge-
währleistet. Es wurde zudem darauf geachtet, sowohl die bestehende Situa-
tion vor Ort als auch Nachverdichtungsmöglichkeiten durch die neu festge-
setzten Baugrenzen zu berücksichtigen. Nebenanlagen sowie nicht über-
dachte Stellplätze und (Tief-)Garagen sind innerhalb und auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) zulässig, so dass hier den 
künftigen Bauherren Ausgestaltungsfreiheit und Flexibilität auf dem Grund-
stück zur Umsetzung des Vorhabens entsteht. 

7.2.5.4  Die Festsetzung der maximal zulässigen Anzahl der Wohnungen in Wohnge-
bäuden wird ebenfalls wie bei rechtsverbindlichen Satzung festgesetzt und 
erfolgt aus städtebaulichen Gründen. Auf Grund der Kleinräumigkeit des Plan-
gebietes, dessen starken Bezuges zu den naturnahen Räumen sowie der Ge-
ländesituation wäre bei einer zu starken Bewohnerdichte mit einer Fehlent-
wicklung zu rechnen. Die vorgenommenen Einschränkungen der Anzahl der 
Wohnungen sollen darüber hinaus verhindern, dass es zu einer zu starken 
Versiegelung der Freiflächen in dem gesamten Bereich kommt (Terrassen, 
Stellplätze, Zufahrten). Es wurde jedoch darauf geachtet, dass eine dem Sinne 
der Nachverdichtung entsprechend höhere Zahl an Wohnungen umsetzbar 
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ist. Lediglich im Bereich der Erweiterung, die durch eine rückwertigere Lage 
und auch eine entsprechend engere Baugrenze in Hinblick auf die Geländesi-
tuation geprägt ist, wurde die Zahl der Wohnungen bewusst bei maximal 2 
belassen. 

 
7.2.6  Infrastruktur  

7.2.6.1  Die Ausführungen hinsichtlich der Berücksichtigung der Lage der Hauskon-
trollschächte ist hinweislich zu sehen, da deren genaue Lage zum Zeitpunkt 
der Planaufstellung noch nicht bekannt ist. Die Hauskontrollschächte sind 
nicht überbaubar. Die konkrete Umsetzung erfolgt im Rahmen der Erschlie-
ßungsmaßnahmen. Die Bauherrschaft wird daher im Rahmen der Festsetzung 
zu den überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) vorsorglich darauf 
hingewiesen, dass in den Bereichen der Hauskontrollschächte keine Bebau-
ung möglich sein wird, um architektonische Umplanungen bzw. Missverständ-
nisse hinsichtlich der Überbaubarkeit der Grundstücke zu vermeiden. 

7.2.6.2  Eine Trafostation ist nicht erforderlich. 

7.2.6.3  Eine Wertstoffinsel innerhalb des überplanten Bereiches ist nicht erforderlich. 
Für den Ortsteil sind bereits ausreichend Wertstoff-Inseln an geeigneten Stel-
len vorhanden.  

 
7.2.7  Verkehrsanbindung und Verkehrsflächen  

7.2.7.1  Das auszuweisende Plangebiet ist über die "Heimenhofenstraße" ausreichend 
an das Verkehrsnetz angebunden.  

7.2.7.2  Die innere Erschließung des Plangebietes erfolgt über eine private Verkehrs-
fläche mit Wendemöglichkeit, welche bereits besteht und somit die Erschlie-
ßung sichert.  

7.2.7.3  Für die Erweiterungsfläche ist die Umsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechtes über privatrechtliche Vereinbarungen vorgesehen, um dessen Er-
schließung zu sichern. Ein entsprechender Hinweis ist in der Satzung aufge-
nommen. 

 
7.2.8  Immissionsschutz 

7.2.8.1  Nutzungskonflikte auf Grund von Verkehrslärm und/oder gewerblichen Lärms 
bzw. anderen Immissionen sind nicht erkennbar. Auf die Festsetzung eines 
Gebietstyps wurde verzichtet, da die angrenzende Bebauung durch ihre Prä-
gung als dörfliche Wohnbebauung im Einzelfall eine sachgerechte Entschei-
dung über die Zulässigkeit von Vorhaben ermöglicht. 

7.2.8.2  Für die überplanten und die unmittelbar angrenzenden Flächen sind nach 
Auskunft der Fachbehörden keine Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen 
bekannt.  
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7.2.8.3  Auf mögliche temporäre Konflikte auf Grund von Immissionen der angrenzen-
den Landwirtschaft ist hingewiesen. 

 
7.2.9  Wasserwirtschaft  

7.2.9.1  Die Gemeinde Burgberg i. Allgäu verfügt sowohl über ein Mischwassersystem 
also auch über ein Trennsystem zur Entsorgung der Abwässer.   

7.2.9.2  Das anfallende Schmutzwasser wird der Kläranlage des Abwasserverbandes 
zugeführt.  

7.2.9.3  Niederschlagswasser soll vorrangig versickert werden. Nicht sickerfähiges 
Niederschlagswasser ist zurückzuhalten und dem Regenwasserkanal zuzulei-
ten. Die Versiegelung der Freiflächen wird durch eine entsprechende Festset-
zung über die Oberflächenbeschaffenheit minimiert. 

7.2.9.4  Das Plangebiet wird an die gemeindlichen Frischwasserleitungen angeschlos-
sen. Dadurch ist eine einwandfreie Trinkwasserversorgung gewährleistet.  

7.2.9.5  Auf Grund der Aufschlüsse und Erfahrungen aus der unmittelbaren Umgebung 
des überplanten Bereiches im Rahmen von Bauvorhaben aus der jüngeren 
Zeit kann davon ausgegangen werden, dass keine ungewöhnlichen Grund-
wasserverhältnisse vorliegen.  

 
7.2.10  Geologie  

7.2.10.1  Die Flächen sind aus geologischer Sicht für eine Bebauung geeignet. Mit land-
schaftstypischen und ortsüblichen Erschwernissen bei der Ausführung der 
Baumaßnahmen muss jedoch gerechnet werden. 

7.2.10.2  Aufgrund bestehender Georisiken, alpiner Gefahren, Gefahren durch wild ab-
fließendes Hangwasser und durch Wasser angrenzender Wildbäche sind ent-
sprechende Hinweise in den Textteil der Satzung aufgenommen, die beachtet 
werden sollten. 
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8  Begründung – Abarbeitung der Umwelt-
belange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) sowie 
Abarbeitung der Eingriffsregelung des 
§ 1a BauGB, Konzept zur Grünordnung 

  

8.1  Umweltprüfung und Abarbeitung der Eingriffsregelung bei beschleunig-
tem Verfahren gem. § 13a BauGB  

8.1.1  Umweltprüfung  

8.1.1.1  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Er-
stellung eines Umweltberichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu 
§ 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist auf der Grundlage des § 34 Abs. 5 Nr. 3 BauGB 
und § 13 Abs. 3 BauGB nicht erforderlich. Es handelt sich um eine Änderung 
und Erweiterung einer ehemaligen Ortsabrundungssatzung (gem. § 34 Abs. 4 
Nr. 3 BauGB). 

 
8.2  Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB)  

8.2.1  Bestandsaufnahme  

8.2.1.1  Das Plangebiet liegt teilweise innerhalb des bebauten Bereiches von Burgberg 
am östlichen Siedlungsrand des Hauptortes. Es grenzt im Osten an Grünland 
(Weide). Im Norden, Süden und Westen grenzt das Plangebiet an bestehende 
Wohnbebauung. Im Westen wird das Gebiet durch die "Heimenhofenstraße" 
begrenzt und auch hierrüber über eine Stichstraße mit Wendehammer er-
schlossen. 

8.2.1.2  Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt; Biotopverbund 
(Tiere und Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

Bei der überplanten Fläche handelt es sich derzeit um Grünland mit Viehbe-
weidung. Das Gelände ist stark durch den Tritt der Tiere geprägt, was zu einer 
Verdichtung des Bodens führt. Insgesamt kommen im Plangebiet vier Obst-
bäume vor, wovon einer Aufgrund seines hohen Alters in der kommenden Zeit 
abgehen wird. Die drei verbleibenden Bäume verfügen teilweise über Habitat 
bedeutsame Strukturen. Artenschutzrechtlich relevante Arten konnten im 
Plangebiet nicht nachgewiesen worden. Ein potenzielles Vorkommen von Fle-
dermäusen, Zweig- und Höhlenbrütern in den alten Obstbäumen ist jedoch 
nicht auszuschließen. Genauere Informationen lassen sich dem Artenschutz-
rechtlichen Kurzbericht (03.02.2023) entnehmen.  

8.2.1.3  Schutzgebiete/Biotope (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): Das nächsten 
gem. § 30 BNatSchG kartierten Biotope liegt etwa 150 m weiter östlich "Wie-
sen und Weiden obh Burgberg" (Nr. A8427-0110-004). Weitere Teilflächen 
des Biotops finden sich zudem in 150 m nordöstlicher als auch 200 m nördli-
cher Richtung. Ca. 250 m südlich findet sich zudem das Biotop "Wald auf Fels 
und Schluchtwald zw. Burgberg und Winkel" (Nr. A8427-0109-002). Alle um-
gebenden Biotope sind höher gelegen als das Plangebiet. 
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8.2.1.4  Schutzgut Boden, Geologie und Fläche (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Das 
Plangebiet gehört geologisch betrachtet zu den Allgäuer Alpen und befindet 
sich in der Amden- Formation. Der Untergrund ist hauptsächlich durch glaziale 
Sedimente geprägt. Aus dem vorherrschenden Mergel, Kalkstein, Lehm, Sand 
und Kies haben sich überwiegend Braunerden gebildet. Zudem kommen im 
westlichen Teil des Plangebiets auch Hangablagerungen (pleistozän bis ho-
lozän) vor. Diese bestehen hauptsächlich aus Hanglehm, -sand oder -schutt. 

Gemäß der Bodenschätzung des Bayern Atlas Plus vom Landesamt für Digi-
talisierung, Breitband und Vermessung handelt es sich bei Fl.-Nrn. 2027/10 
um als Grünland genutzten Lehm- bis sandigen Lehmboden der mittleren Zu-
standsstufe mit guten Wasserverhältnissen (LIIb2). 

Die Bewertung des Bodens hinsichtlich seines Retentionsvermögens sowie 
des Rückhaltevermögens für Schwermetalle ergab jeweils eine Bewertungs-
klasse von 4. Die Grünlandzahl beträgt 50, aufgrund der regionalen Bedeut-
samkeit des Bodens wird der Ertragsfähigkeit die Bewertungsklasse 5 zuge-
wiesen. Die Bewertung des Standortpotentials von Böden für natürliche Ve-
getation ergibt, unter Berücksichtigung der Grünlandzahl, eine Wertklasse von 
3. Anhand der Matrix zur Gesamtbewertung lässt sich ableiten, dass es sich 
im überplanten Bereich um sehr hochwertige Boden handelt (1  x Bewertungs-
klasse 5). Fl.-Nrn. 2027/3 und 2027/11 befinden sich gemäß der Bodenschät-
zung auf Lehm- bis sandigem Lehmboden der geringeren Zustandsstufe mit 
guten Wasserverhältnissen (LIIIb2). 

Die Bewertung des Bodens hinsichtlich seines Retentionsvermögens ergibt 
eine 3 die des Rückhaltevermögens für Schwermetalle ergibt eine Bewer-
tungsklasse von 4. Die Grünlandzahl beträgt 47, aufgrund der regionalen Be-
deutsamkeit des Bodens wird der Ertragsfähigkeit die Bewertungsklasse 4 zu-
gewiesen. Der Bewertung des Standortpotentials von Böden für natürliche 
Vegetation ergibt nach Bewertung der Grünlandzahl eine Wertklasse 3. An-
hand der Matrix zur Gesamtbewertung von Boden lässt sich ableiten, dass es 
sich im überplanten Bereich um hochwertigen Boden handelt (2 x Bewer-
tungsklasse 4). 

Die Fl.-Nrn. 2027/3, 2027/11 sowie 2027/10 sind unversiegelt und unterliegen 
einer landwirtschaftlichen Nutzung als Grünland mit Beweidung. Die Böden 
können daher ihre natürlichen Funktionen noch weitestgehend unbeeinträch-
tigt erfüllen Auf Fl.-Nrn. 2027/9 und 2027/13 befindet sich bereits ein Wohn-
gebäude, weswegen größere Teile der Fläche bereits versiegelt sind. Fl.-
Nrn. 2027/14 wird als asphaltiere Zufahrtsstraße genutzt und weist daher eine 
durchgehenden Versieglungsgrad auf. Im Bereich des Grünlandes können die 
vorkommenden Böden aufgrund der Nutzung ihre Funktion als Ausgleichskör-
per im Wasserhaushalt sowie als Filter und Puffer für Schadstoffe noch wei-
testgehend unbeeinträchtigt erfüllen. Über die Durchlässigkeit der vorkom-
menden Böden für Niederschlagswasser liegen keine genauen Informationen 
vor. 

8.2.1.5  Schutzgut Wasser/Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

Oberflächengewässer befinden sich keine im Plangebiet. Nördlich an das 
Plangebiet angrenzend fließt der "Mangoldbach". Die Abflussrichtung erfolgt 
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von Osten nach Westen. Der Geltungsbereich liegt im Gefährdungsbereich 
des "Mangoldsbaches". Der "Mangoldsbach" ist ein Gewässer III. Ordnung mit 
Sonderstatus Wildbach. Der "Mangoldsbach" ist entlang des Geltungsberei-
ches als ausgebauter Wildbach eingestuft. Am oberstromigen Ausbauende 
des "Mangoldsbaches" befindet sich ein Geschieberückhaltebecken. Gemäß 
aktueller Ermittlung des Wildbachgefährdungsbereichs besteht durch die be-
stehenden Schutzbauwerke ein ausreichender Schutz vor Hochwasser. 
Hierzu ist jedoch anzumerken, dass infolge der Wildbachnähe dennoch ein 
Restrisiko vor Überschwemmung bestehen bleibt. Allein durch einen abge-
schwemmten kleinen Baum oder großen Ast kann es an Überfahrten oder am 
Rohreinlass zu einer Verklausung kommen und als Folge würde der "Man-
goldsbach" ausufern und die tieferliegenden Anwesen gefährden. Das Ge-
wässer ist im gesamten abfließendem Bereich verdohlt. Aufgrund der Hang-
lage kann es bei Starkregenereignissen zu einem oberflächigen Zufluss von 
Hangwasser kommen. Das Niederschlagswasser versickert breitflächig über 
die belebte Bodenzone. 

Zudem wurde eine Fließweganalyse durch ein entsprechendes Fachbüro er-
stellt. Ermittelt wurden dabei zwei kleinere Fließwege. Ein Fließweg verläuft 
im nördlichen Bereich des Bebauungsplans und trifft dort auf das Gebäude im 
Mangoldsweg 8. Der Abfluss des Fließwegs beläuft sich auf ca. 10 l/s. An der 
südöstlichen Gebäudeecke teilt sich der Fließweg. Der südliche Arm trifft auf 
das Gebäude im Mangoldsweg 6. Im südlichen Bereich verläuft der zweite 
kleine Fließweg. Der Abfluss von etwa 4 l/s strömt dem Gebäude in der Hei-
menhofenstraße 11 c zu.  

8.2.1.6  Schutzgut Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchst. a und h BauGB): Die offenen Flächen des Plangebietes dienen 
der lokalen Kaltluftproduktion; die wenigen Obstbäume tragen in geringem 
Umfang zur Frischluftbildung bei. Größere Gewerbegebiete oder Verkehrs-
wege, die zu einer relevanten Schadstoffanreicherung in der Luft führen könn-
ten, liegen nicht in räumlicher Nähe zum Plangebiet. Insgesamt ist wegen der 
Lage im ländlichen Raum von einer nur gering vorbelasteten Luftqualität aus-
zugehen.  

8.2.1.7  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 
Das Plangebiet liegt im Oberstdorfer Becken in den Nördlichen Kalkalpen am 
Rand des Oberstdorfer Talraums. Beim Plangebiet handelt es sich zum größ-
ten Teil um Grünland und im Bereich der bereits bestehenden Wohnbebauung 
um Fläche gemischter Nutzung. Es ist von Westen her gut einsehbar, da es 
sich in einer expositioniert erhöhten Lage befindet. Die Lage am östlichen 
Ortsrand von Burgberg wird durch den nahegelegenen Grünten sowie die um-
gebende Hügellandschaft geprägt. Das Gelände fällt von Osten nach Westen 
hin ab. Aufgrund der intensiven Nutzung durch Viehbeweidung, ist das Gebiet 
als strukturarm zu bezeichnen. Am Gebiet führt eine Wanderroute vorbei, da-
her kommt der Fläche eine gewisse Bedeutung für die Naherholung zu. Das 
Plangebiet ist von den angrenzenden Straßen her gut einsehbar und aufgrund 
der Ortsrandlage für das Ortsbild von gewisser Bedeutung. 
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8.2.2  Auswirkungen der Planung 

8.2.2.1  Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt; Biotopverbund 
(Tiere und Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Durch die Errichtung 
des Baukörpers und Nebenanlagen und die damit einhergehende Versiege-
lung, geht der Lebensraum der im Bereich des Grünlandes vorkommenden 
Tiere und Pflanzen verloren. Da das Plangebiet am Ortsrand liegt, ist nicht mit 
der Zerschneidung von Lebensräumen zu rechnen. Die drei verbleibenden im 
Planungsgebiet befindlichen Bäume sollen erhalten werden. Da es sich im Be-
stand um eine aus naturschutzfachlicher Sicht wenig hochwertige Fläche mit 
deutlichen Störeinflüssen durch die umliegenden Straßen und Gebäude han-
delt, ist der Eingriff für das Schutzgut als gering einzustufen. 
Während der Vogelbrutzeiten (01.03 bis 30.09) ist das Fällen vorhandener 
Bäume und Sträuchern verboten. Als Ersatz für das Wegfallen potenzieller 
Quartiermöglichkeiten für Fledermäuse, wird das Aufhängen von drei Rund-
kästen an umliegenden Gehölzen empfohlen. Genauere Informationen lassen 
sich dem Artenschutzrechtlichen Kurzbericht (03.02.2023) entnehmen. 

8.2.2.2  Schutzgebiete/Biotope (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): Aufgrund der 
Entfernung, die zu den o.g. Biotopen besteht und weil wegen des dazwischen 
liegenden Reliefs sowie des Waldes keine funktionale Beziehung anzunehmen 
ist, sind die Biotop von der Planung nicht betroffen. 

8.2.2.3  Schutzgut Boden, Geologie und Fläche (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 
Durch die mit der Planung ermöglichte Bebauung und die damit einherge-
hende Versiegelung werden die Funktionen der betroffenen Böden beein-
trächtigt bzw. gehen ganz verloren. Im Bereich der neuen Baukörper bzw. Zu-
fahrtsflächen kommt es zu einer Abtragung der oberen Bodenschichten. Ins-
besondere durch die Lage am Hang ist mit deutlichen Abgrabungen und Auf-
schüttungen zu rechnen. Die versiegelten Flächen können nicht mehr als 
Standort für Nutzpflanzen oder die natürliche Vegetation dienen und bieten 
Bodenorganismen keinen Lebensraum mehr. Zudem wird das eintreffende 
Niederschlagswasser in diesen Bereichen nicht mehr gefiltert und gepuffert. 
Die landwirtschaftlichen Ertragsflächen gehen damit verloren. Die Größe der 
voraussichtlich versiegelten Fläche ist insgesamt gering, da es sich lediglich 
um drei Baugrundstücke handelt. Für das bereits versiegelte Grundstück er-
geben sich keine nennenswerten Veränderungen. 

8.2.2.4  Schutzgut Wasser/Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Durch 
die mit der Bebauung verbundene Versiegelung wird die Durchlässigkeit der 
anstehenden Böden für Niederschlagswasser eingeschränkt. Infolgedessen 
verringert sich unter Umständen in geringem Umfang auch die Grundwasser-
neubildungsrate. Spürbare Auswirkungen auf den lokalen Wasserhaushalt 
sind jedoch auf Grund der geringen Flächengröße nicht zu erwarten. Zudem 
werden die Auswirkungen der Versiegelung durch die Festsetzung zur Nie-
derschlagswasserbehandlung weitestgehend minimiert. Auf den befestigten 
Flächen anfallendes Niederschlagswasser soll, soweit es die Bodenbeschaf-
fenheit zulässt, unmittelbar auf dem Grundstück versickert werden. Das an-
fallende Schmutzwasser wird getrennt gesammelt und über das bestehende, 
gemeindliche Kanalnetz der Sammelkläranlage des Abwasserverbandes zu-
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geführt. Das Hangschichtwasser muss von der Bebauung ferngehalten wer-
den und soll möglichst über die Freiflächen versickert oder schadlos abgelei-
tet werden. Im Falle von Starkregenereignissen und folgenden extremen Ab-
flussereignissen des nördlichen "Mangoldsbach" könnte es zu einer Gefähr-
dung der Baukörper im Plangebiet kommen. Daher sollten die Gebäude hoch-
wasserangepasst errichtet werden. Das Ergebnis der Fließanalyse zeigt, dass 
es die vorliegende Planung zu keinen signifikanten Änderungen von Fließwe-
gen kommt. Durch das Bauvorhaben ändert sich der nördliche Fließweg nicht. 
Die geplante Bebauung hat keine Auswirkung auf das Abflussverhalten in die-
sem Bereich. Der südliche Fließweg wird positiv umgelenkt. Zum Schutz der 
in diesem Bereich hinzutretenden Bebauung wurde gemäß der Empfehlung 
des Fachbüros ein Hinweis zur Erdgeschoßfußbodenhöhe sowie zur Freihal-
tung der Fließwege um die Gebäude auf den Fl.-Nrn. 2027/3, 2027/10 und 
2027/11 in die Planung aufgenommen. 

8.2.2.5  Schutzgut Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchst. a und h BauGB): Durch die Bebauung der Wiesenfläche wird die 
Kaltluftbildung im Plangebiet unterbunden und auf die angrenzenden Offen-
flächen beschränkt. Auf Grund des eingeschränkten Umfangs der zu bebau-
enden Fläche sind jedoch keine erheblichen kleinklimatischen Veränderungen 
zu erwarten. Ein Großteil der vorhandenen Bäume bleiben als Frischluftliefe-
ranten erhalten und sorgen weiterhin für eine temperaturregulierende und 
luftfilternde Wirkung. 

8.2.2.6  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 
Durch die in Ortsrandlage, sowie erhöhten Exposition geplanten Baukörper, 
erfährt die Erlebbarkeit des landschaftlichen Umfeldes eine geringfügige Be-
einträchtigung. Für die angrenzenden, bereits bebauten Grundstücke ist mit 
einer geringen Einbuße an der Erlebbarkeit des dörflichen Umfeldes zu rech-
nen (Ausblick auf die Grünfläche und den Grünten). Die getroffenen Festset-
zungen und bauordnungsrechtlichen Vorschriften stellen jedoch sicher, dass 
die Auswirkungen auf die benachbarten Anlieger begrenzt bleiben und sich 
die neu hinzukommende Bebauung gut in die gewachsene dörfliche Struktur 
einfügt. Die am Gebiet vorbeiführenden Wanderwege werden durch die Be-
bauung nicht beeinträchtigt. 

  
8.2.3  Konzept zur Grünordnung 

8.2.3.1  Das Konzept zur Grünordnung berücksichtigt den Bestand und die Auswirkun-
gen der Planung wie folgt: 

8.2.3.2  Durch die Festsetzung, dass pro 500 m² angefangener privater Grundstücks-
fläche mindestens 1 Laubbaum zu pflanzen ist, wird eine ausreichende Durch-
grünung des Baugebietes gewährleistet. 

8.2.3.3  Durch die Festsetzung einer Pflanzliste wird die Verwendung standortgerech-
ter, heimischer Gehölze gesichert. Bei der Auswahl der festgesetzten Gehölz-
arten wurde auf eine Verwendung standortgerechter, heimischer Bäume und 
Sträucher geachtet. Einheimische Bäume und Sträucher bilden die Grundlage 
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vieler Nahrungsketten und dienen der Erhaltung des Lebensraumes für Klein-
lebewesen. Sie sollten deshalb gegenüber neophytischen Ziergehölzen vor-
gezogen werden. 

8.2.3.4  Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau 
gelten, speziell die in der Verordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrank-
heit genannten, werden durch die Planung ausgeschlossen. Hierdurch sollen 
Gefährdungen der im Umkreis bestehenden sowie der zu pflanzenden Ge-
hölze vermieden werden.  

8.2.3.5  Damit die privaten Zier- und Nutzgärten möglichst naturnah gestaltet werden, 
sowie aus gestalterischen Gründen, sind im Übergangsbereich zur freien 
Landschaft sowie in Bereichen, die an öffentliche Flächen angrenzen, aus-
schließlich Laubgehölze zugelassen. 

8.2.3.6  Die Pflanzung von Sträuchern, die nicht in der Pflanzliste festgesetzt sind (z. B 
Ziersträucher), wird auf max. 5 % der Grundstücksfläche zugelassen. Auf diese 
Weise soll zu einem gewissen Grad auch eine Bepflanzung mit nicht heimi-
schen Gehölzen ermöglicht werden, ohne dass Fehlentwicklungen hinsichtlich 
naturschutzfachlicher oder landschaftsästhetischer Belange zu erwarten sind. 

8.2.3.7  Die Verwendung versickerungsfähiger Beläge für Stellplätze, Zufahrten u.a. 
untergeordnete Wege auf den privaten Baugrundstücken wird festgesetzt, um 
die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens weitestgehend zu erhalten und da-
mit die Abnahme der Versickerungsleistung des Bodens durch die Versiege-
lung zu minimieren. 

8.2.3.8  Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei werden für baukonstruktive 
Elemente, die großflächig mit Niederschlagswasser in Berührung kommen, 
zum Schutz des Bodens und des Grundwassers ausgeschlossen. 

8.2.3.9  Die Regelung zur landschaftsgerechten und naturnahen Gestaltung von Gär-
ten dient dazu, die Entstehung von Schottergärten und den Eindruck einer fast 
vollständigen Versiegelung zu vermeiden. Eine stärkere Begrünung der Frei-
flächen ist sowohl aus Gründen des Natur- und Artenschutzes als auch für 
das innerörtliche Kleinklima vorteilhaft. Die Festsetzung lässt Bereiche zu, die 
mit Kies, Schotter oder Steinen bedeckt sind, sofern diese einen Pflanzenbe-
deckungsgrad von mind. 20 % aufweisen. Mit Freiflächen sind dabei alle nicht 
mit Hochbauten bestandenen und nicht anderweitig befestigen Flächen (wie 
Wege, Terrassen usw.) gemeint. Anspruchsvolle und moderne Freiflächenge-
staltungen, wie z.B. Steingärten, sind daher grundsätzlich möglich, während 
gleichzeitig durch die getroffene Einschränkung ein gefälligeres optisches Er-
scheinungsbild sichergestellt wird. 

8.2.3.10  Zum Schutz nachtaktiver Insekten wird festgesetzt, dass als Außenbeleuch-
tung nur insektendicht eingekofferte Leuchtentypen mit geringem Anteil an 
blauem und ultraviolettem Licht (z.B. Natriumdampf- oder LED-Lampen) mit 
einer maximalen Lichtpunkthöhe von 4,50 m verwendet werden dürfen.  

8.2.3.11  Um fehlgeleitete Eiablagen von wassergebundenen Insekten zu vermeiden, 
sind nur solche Photovoltaikmodule zulässig, die weniger als 6 % Licht reflek-
tieren (je Solarglasseite 3 %). Dies wird von Elementen erfüllt, die entspiegelt 
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und monokristallin sind sowie deutliche Kreuzmuster aufweisen. Elemente aus 
Strukturglas besitzen im Vergleich zu Floatglas deutliche Vorteile. 

8.2.3.12  Um den vorhandenen Gehölzbestand als Lebensraum v.a. für Kleinlebewesen 
und Vögel zu sichern und gleichzeitig eine Eingrünung des Baugebietes zu 
gewährleisten, müssen die bestehenden Gehölze erhalten werden. Bei Ab-
gang sind sie durch entsprechende Neupflanzungen anhand der Pflanzliste zu 
ersetzten.  

 

8.2.4  Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
der nachteiligen Auswirkungen/Abarbeitung der Eingriffsregelung des 
§ 1a BauGB, Konzept zur Grünordnung (Nr. 2c Anlage zu § 2 Abs. 4 sowie 
§ 2a BauGB): 

8.2.4.1  Die Abarbeitung der Ausgleichspflicht erfolgt auf der Grundlage des Leitfa-
dens "Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft" zur Eingriffsregelung in 
der Bauleitplanung des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwick-
lung und Umweltfragen (Fortschreibung 2021). Im Zuge der 1 Änderung der 
Ortsabrundungssatzung "An der Heimenhofenstraße" muss im Zuge der neu 
hinzukommenden Erweiterung eine Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung aufge-
stellt werden. Diese bezieht sich nur auf das Flurstück 2027/11.  

Die in diesem Leitfaden aufgeführte Checkliste (Punkt 3.2, Abbildung 5) kann 
nicht in allen Fragen mit "ja" beantwortet werden. Da innerhalb der Erweite-
rung der bestehenden Ortsabrundungssatzung nach Nordosten kein feste 
GRZ angegeben ist, ist mindestens von einer GRZ von 0,4 auszugehen. Daher 
wird das Regelverfahren (Vorgehen in fünf Arbeitsschritten gem. Punkt 3.3, 
Abbildung 6) wie nachfolgend dargelegt angewandt. 

8.2.4.2  Die Erfassung und Bewertung von Natur und Landschaft (Bestandsaufnahme) 
erfolgt anhand der Matrix Abb. 8 in Verbindung mit den Listen 1a bis 1c der 
Anlage 1 des o.g. Leitfadens wie folgt:   

8.2.4.3  Schutzgut Arten und Lebensräume: Bei der auszugleichenden Fläche handelt 
es sich um intensiv genutztes Grünland mit Viehbeweidung. Zudem befindet 
sich am östlichen Rand ein Obstbaum mittlerer Ausprägung welcher erhalten 
werden soll. Es ergibt sich hieraus eine Teilzuordnung zur Liste 1a, geringe 
Bedeutung. 

8.2.4.4  Schutzgut Boden: Es handelt sich weitestgehend um anthropogen überpräg-
ter Boden unter Dauerbewuchs. Es ergibt sich hieraus eine Teilzuordnung zur 
Liste 1b, mittlere Bedeutung 

8.2.4.5  Schutzgut Wasser: Es handelt sich um Flächen mit hohem, intaktem Grund-
wasserflurabstand. Es ergibt sich hieraus eine Teilzuordnung zur Liste 1b, 
mittlere Bedeutung. 

8.2.4.6  Schutzgut Klima und Luft: Es handelt sich um gut durchlüftetes Gebiet im 
Randbereich von Luftaustauschbahnen. Es ergibt sich hieraus eine Teilzuord-
nung zur Liste 1b, mittlere Bedeutung. 
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8.2.4.7  Schutzgut Landschaftsbild: Es handelt sich um bisherige Ortsrandbereiche in 
Hanglage. Es ergibt sich hieraus eine Teilzuordnung zur Liste 1b, mittlere Be-
deutung. 

8.2.4.8  Zur Vermeidung bzw. Minimierung von Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft dienen folgende Maßnahmen (Konzept zur Grünordnung): 

− Durchgrünung des Gebietes durch Pflanzgebote auf privaten Baugrundstü-
cken (planungsrechtliche Festsetzungen, Schutzgut Arten und Lebens-
räume) 

− Erhaltung des vorhandenen Baumbestandes (planungsrechtliche Festset-
zungen, Schutzgut Arten und Lebensräume) 

− naturnahe Gestaltung der Pflanzungen durch Verwendung standortge-
rechter, einheimischer Gehölze (Festsetzung von Pflanzlisten, Schutzgut 
Arten und Lebensräume) 

− Ausschließliches Zulassen von Laubgehölzen im Übergangsbereich zur 
freien Landschaft und in Bereichen, die an öffentliche Flächen angrenzen 
(planungsrechtliche Festsetzungen, Schutzgut Landschaftsbild) 

− landschaftsgerechte und naturnahe Gestaltung der Gärten durch Vermei-
dung von Schottergärten (planungsrechtliche Festsetzungen, Schutzgut 
Landschaftsbild) 

− Reduzierung des Versiegelungsgrades und dadurch Erhaltung der Was-
seraufnahmefähigkeit des Bodens durch Verwendung versickerungsfähi-
ger Beläge (planungsrechtliche Festsetzungen, Schutzgut Boden und 
Schutzgut Wasser) 

− Außenbeleuchtung nur mit Lichtstrahl nach unten gerichtete, vollständig 
insektendicht eingekofferte LED-Lampen (planungsrechtliche Festsetzun-
gen, Schutzgut Arten und Lebensräume) 

− Begrenzung der Gebäudehöhen, der Gebäudeformen und der Gebäude-
massen; Einschränkung der Farbgebung für die Gebäudedächer (Schutz-
gut Landschaftsbild) 

− Zulassen von Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei nur wenn 
diese mit geeigneten Materialien dauerhaft gegen Wasser abgeschirmt 
werden (planungsrechtliche Festsetzungen, Schutzgut Boden und Schutz-
gut Wasser) 

− Photovoltaikmodule die weniger als 6 % Licht reflektieren (je Solarglasseite 
3 %).  

  

8.2.4.9  Das Ermitteln des Umfangs der erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen erfolgt 
anhand der nachfolgenden Darstellung. 

 
Ausgleichs- 

bedarf 
= Eingriffs- 

fläche (m²) 
x Wertpunkte  

BNT 
x 

Beeinträchti-
gungsfaktor 
(GRZ oder 1) 

– Planungs- 
faktor 
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8.2.4.10  In den Bereichen mit geringer Bedeutung der Biotop- und Nutzungstypen wird 
der Ausgleich über den Wert von 3 WP/m² und die Multiplikation mit der 
Grundflächenzahl von 0,4 als Indikator der Eingriffsschwere ermittelt. Da in 
den Plänen keine feststehende Grundflächenzahl angesetzt ist, wird ein Wert 
von 0,4 angekommen.  

In den Bereichen mit hoher Bedeutung der Biotop- und Nutzungstypen wird 
der Ausgleich über den Wert von 11 WP/m² und die Multiplikation mit der 
Grundflächenzahl von 0 als Indikator der Eingriffsschwere ermittelt. Dies ist 
der Fall da es zu keiner Schädigung der vorhandenen Biotoptypen kommt und 
bestehende Strukturen zu erhalten sind.  

8.2.4.11  Der Ausgleichsbedarf wurde wie folgt ermittelt: 

 
 
 
 
 
 Bestandserfassung Schutzgut Arten und Lebensräume 

 Bezeichnung Fläche (m²) Bewertung 
(WP) 

GRZ/ 
Eingriffsfaktor 

Ausgleichs- 
bedarf (WP) 

 Intensivgrünland (Sied-
lungsbereich) 

1.087 3 0,4 1.304 

 Einzelbäume 44 11 0 0 

 Summe 1.131  1.304 

 

 Planungsfaktor Begründung Sicherung 

 Verwendung versickerungsfä-
higer Beläge 

Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des Bo-
dens durch Verwendung versicherungsfähiger 
Beläge 

Festsetzung 
nach § 9 Abs. 1 

Nr. 20 BauGB 

 Beschränkung Beleuchtung 
und PV Anlagen 

Verringerung möglicher Beeinträchtigungen 
durch Lockwirkung oder optische Störungen 
der Fauna im Umfeld der Planung 

Festsetzung 
nach § 9 Abs. 1 

Nr. 20 BauGB 

 Pflanzungen auf den privaten 
Grundstücken 

Naturnahe Gestaltung der unbebauten Berei-
che der privaten Grundstücke, Schaffung von 
Ersatzlebensräumen, Verringerung der Wirkun-
gen auf umliegende Lebensräume, Verbesse-
rung des Kleinklimas, Einbindung des Bauge-
bietes in die Landschaft 

Festsetzung 
nach § 9 Abs. 1 
Nr. 25a BauGB 

 Summe (max 20%)  10% 
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 Summe Ausgleichsbedarf (Wertpunkte) 1.174 

 

8.2.4.12  Die Entwicklung des Maßnahmenkonzeptes erfolgt auf der Grundlage der Ab-
bildung 10 des o.g. Leitfadens.  

Die Ausgleichsflächen befinden sich außerhalb des Plangebietes auf dem Fl.-
Nrn. 2027/11 der Gemeinde Burgberg i. Allgäu. Die Fläche schließt an den süd-
lichen Rand des Flurstücks an. Bei der Ausgleichsflächen handelt es sich im 
überwiegenden Teil um Intensivgrünland mit Viehbeweidung. Südlich grenzt 
die vorgesehene Ausgleichsfläche an eine bestehende Gehölzgruppe, west-
lich an zur Bebauung vorgesehenes Grünland und im Norden und Osten findet 
sich Intensivgrünland mit Viehbeweidung. 

8.2.4.13  Folgende Maßnahmen sind auf der Fläche vorgesehen: 
 
− Die Grünlandfläche soll extensiv bewirtschaftet werden. Die Pflege erfolgt 

über eine zweischürige Mahd (1. Mahd nicht vor dem 15. Juni) mit Abräu-
mung des Schnittgutes.  

− Einsatz von Dünger oder Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig, nach Rück-
sprache mit der Unteren Naturschutzbehörde ist im Abstand mehrerer 
Jahre bei Bedarf eine Festmistdüngung zulässig.  

 
8.2.4.14  Die Ermittlung und Bewertung des Ausgleichsumfangs des Schutzgutes Arten 

und Lebensräume erfolgt anhand der nachfolgenden Darstellung. 

  Aufwertung 
 

Ausgleichs- 
umfang 

= Fläche (m²) x 
Prognosezustand nach Ent-

wicklungszeit 
(*Abschlag timelag) 

– Ausgangszustand 

 
8.2.4.15  Die Bewertung der Ausgleichsmaßnahmen ist in der folgenden Tabelle aufge-

führt: 

 
 Ausgangszustand nach 

BNT Liste 
Prognosezustand nach 

BNT Liste 
Ausgleichsmaßnahme 

 

C
od

e 
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(W
P

) 

 G11 Intensivgrünland 3 G212 Mäßig extensiv 

genutztes, arten-

reiches Grünland 

7 300 4 - 1.200 
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 Summe Ausgleichsumfang (Wertpunkte) 1.200 

 *Abschlag für Entwicklungszeit 1 WP (timelag) 

 

 Summe Ausgleichsbedarf (Wertpunkte) 1.174 

 Summe Ausgleichsumfang (Wertpunkte) 1.200 

 Differenz (=Ausgleichsüberschuss) 26 

 

8.2.4.16  Ergebnis: Nach Abarbeitung der Eingriffsregelung gemäß § 1a BauGB und der 
Erstellung des Konzeptes zur Grünordnung wird der Eingriff vollständig auf 
Fl.-Nrn. 2027/11 ausgeglichen. 

8.2.4.17  Der Ausgleichsbedarf wird damit abgedeckt. 

Zur Sicherung der o. g. angestrebten Maßnahmen oder Nutzungen sind ent-
sprechende Festsetzungen im Bebauungsplan getroffen, deren Einhaltung 
und Umsetzung zwingend sind.  
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9  Begründung – Bauordnungsrechtlicher 
Teil  

  

9.1  Örtliche Bauvorschriften 

9.1.1  Regelungen über die Gestaltung der Gebäude 

9.1.1.1  Die Dachform für den Hauptbaukörper beschränkt sich wie auch in der rechts-
verbindlichen Satzung weiterhin auf das Satteldach. Diese Dachform ent-
spricht den landschaftlichen und örtlichen Vorgaben. Die bestehenden Ge-
bäude im angrenzenden Bereich weisen insgesamt eine homogene Dachland-
schaft auf, bei der das Satteldach eine prägende Rolle spielt. Dieses einheit-
liche Erscheinungsbild aufzugeben, würde somit den bisherigen Entwick-
lungsvorstellungen widersprechen.  

9.1.1.2  Das Spektrum für Dachneigungen entspricht ebenfalls den ortsüblichen und 
landschaftstypischen Vorgaben und berücksichtigt zeitgemäße Bauformen. 
Durch die Festsetzung von Wand- und Firsthöhen ist die Möglichkeit ausge-
schlossen, dass Gebäude eine nicht vertretbare Gesamthöhe erreichen könn-
ten.  

9.1.1.3  Die neu aufgenommenen Vorschriften über Materialien und Farben für die 
Dacheindeckung orientieren sich einerseits an den umliegenden, landschafts-
gebundenen Bauformen. Andererseits lassen sie der Bauherrschaft jedoch 
ausreichend gestalterischen Spielraum. Die Beschränkung auf die Dachfarben 
Rot bis Rotbraun sowie Betongrau bis Anthrazitgrau führt zu einem homoge-
nen und ruhigen Gesamtbild des Ortes. Die Farben entsprechen dem bisheri-
gen Gebäudebestand im Bereich der bestehenden bzw. angrenzenden Sied-
lung. Die Farben fügen sich erfahrungsgemäß besonders gut in die land-
schaftliche Situation ein.  

  
9.1.2  Regelungen über die Gestaltung der Freiflächen in den Baugebieten (Bau-

grundstücke) 

9.1.2.1  Die Einschränkung von Geländeveränderungen dient fortführend dazu, eine 
homogene und zusammenhängend gestaltete Situation entstehen zu lassen. 
Hiermit soll zudem das Erscheinungsbild von in den Hang situierter Gebäude 
und deren talseitige Ansicht auf ein angemessenes optisches Maß beschränkt 
werden. Dies wurde auch bereits in der rechtsverbindlichen Satzung durch 
eine maximal zulässige talseitige Wandhöhe vorgesehen. 

Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass Geländeveränderungen erforderlich 
sein werden, um ein Einfügen der Gebäude in die teilweise schwierige bzw. 
angrenzende Geländesituation vor Ort zu ermöglichen. 
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9.2  Sonstige Regelungen 

9.2.1  Stellplätze und Garagen 

9.2.1.1  Die Vorschrift zur Umsetzung von Stellplätzen als Tiefgarage bzw. als in den 
Hang integrierte Garagen bzw. Carports bei Gebäuden mit mehr als 2 Woh-
nungen erfolgt aus städtebaulichen und landschaftsoptischen Gründen. Auf 
Grund der Hanglage der Grundstücke sowie der bereits bestehenden Tiefga-
rage im Bereich des Grundstückes mit der Haus-Nr. 11c wird die Umsetzung 
als machbar und sinnvoll erachtet. Für die westlichen Grundstücke wird somit 
die oberirdische Versiegelung durch Garagen vermindert und einer zu hohen 
optischen Versiegelung entgegen gewirkt. In den östlicheren Hanggrundstü-
cken wird zudem die landschaftsoptische Situation verbessert, da entweder 
kein zusätzlicher Eingriff in die Hangstrukturen zur Umsetzung von Garagen 
erfolgt oder durch die Integration in den Hang, die natürliche, durch begrünte 
Hänge gegebene Ansicht der Grundstücke erhalten bleibt. Bei Gebäuden mit 
weniger als 3 Wohnungen ist die Regelung von Tiefgaragen nicht verhältnis-
mäßig, so dass sie hier keine Anwendung findet. Es wird jedoch darauf geach-
tet, dass auch hier die Umsetzung von frei stehenden Garagen minimiert wird, 
sofern diese nicht in den Hauptbaukörper integriert sind. 
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10  Begründung – Sonstiges  
  

10.1  Umsetzung der Planung 

10.1.1  Maßnahmen und Zeitplan zur Verwirklichung 

10.1.1.1  Boden ordnende Maßnahmen (Grundstückstausch, Umlegung) sind nicht er-
forderlich und nicht geplant. 

 
10.1.2  Wesentliche Auswirkungen 

10.1.2.1  Wesentliche Auswirkungen auf die gesamtgemeindliche Situation sind auf 
Grund der begrenzten Größe der zu bebauenden Flächen sowie der mögli-
chen Nachverdichtung nicht erkennbar. Die infrastrukturellen Einrichtungen 
sind geeignet, die zusätzlichen Einwohner bzw. Einrichtungen zu versorgen. 

10.1.2.2  Für die bereits bebauten Grundstücke ist mit einer geringen Einbuße an der 
Erlebbarkeit der freien Landschaft sowie des städtebaulichen Umfeldes zu 
rechnen (z.B. Ausblick). Auf Grund der getroffenen Festsetzungen (Höhenbe-
schränkungen, überbaubare Grundstücksflächen) sind diese Auswirkungen 
als akzeptabel zu bewerten. 

  
10.2  Erschließungsrelevante Daten 

10.2.1  Kennwerte 

10.2.1.1  Fläche des Geltungsbereiches der 1. Änderung und 1. Erweiterung: 5.042 m²  

− davon Änderung: 3.682 m² 

− davon Erweiterung: 1.360 m² 

 

10.2.2  Erschließung  

10.2.2.1  Abwasserbeseitigung durch Anschluss an: Abwasserverband Obere Iller, 
Sonthofen 

10.2.2.2  Wasserversorgung durch Anschluss an: Gemeinde Burgberg i. Allgäu 

10.2.2.3  Die Löschwasserversorgung ist durch eine entsprechende Dimensionierung 
der Wasserleitungen in Verbindung mit einer ausreichenden Anzahl von Hyd-
ranten sichergestellt.  

10.2.2.4  Stromversorgung durch Anschluss an: Allgäuer Kraftwerke (AKW), Sonthofen 

10.2.2.5  Müllentsorgung durch: Zweckverband für Abfallwirtschaft Kempten (ZAK) 

10.2.2.6  Durch die 1. Änderung und 1. Erweiterung der Ortsabrundungssatzung "An der 
Heimenhofenstraße" sind keine weiteren Erschließungsmaßnahmen erforder-
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lich. Die vorhandenen Erschließungsanlagen (Verkehrsflächen, Versorgungs-
leitungen, Abwasserleitungen) sind ausreichend dimensioniert und funktions-
fähig. 

 
10.3  Zusätzliche Informationen 

10.3.1  Planänderungen 

10.3.1.1  Bei der Planänderung vom 09.10.2023 fanden die Überlegungen und Abwä-
gungen aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 13.11.2023 wie folgt 
Berücksichtigung.  

Für die in der Sitzung des Gemeinderates beschlossenen Inhalte wurde be-
reits vor der Sitzung eine vollständige Entwurfsfassung (Fassung vom 
09.10.2023) zur Verdeutlichung der möglichen Änderungen ausgearbeitet. 
Die in der Gemeinderatssitzung vorgenommenen Änderungsbeschlüsse im 
Rahmen der nun vorgenommenen Abwägungen sind mit den Inhalten dieser 
Entwurfsfassung identisch. Die Änderungen umfassen folgende Punkte (aus-
führliche Abwägungen sind im Sitzungsprotokoll der Sitzung des Gemeinde-
rates bzw. der Sitzungsvorlage der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 
vom 13.11.2023 enthalten): 

 − Zurücknahme der Baugrenze des nordöstlichsten Grundstückes um 5 m im 
nördlichen Bereich 

− Reduzierung der maximal zulässigen Anzahl an Wohnungen im nordöst-
lichsten Grundstück von 3 auf 2 

− Ergänzung des Hinweises zu "Wildbächen und wild abfließendes Wasser" 

− Aufnahme eines Hinweises zu "Erdgeschoßfußbodenhöhe und Freihaltung 
von Fließwegen" 

− Ergänzung eines Hinweises auf die Geltung der gemeindlichen Entwässe-
rungssatzung 

− Ergänzung zu ergänzenden Hinweisen zu "Duldungspflicht"  

− Anpassung des Hinweises zum "Brandschutz" 

− Aufnahme eines Hinweises zur Einleitung von Fremdwasser bei den ergän-
zenden Hinweisen 

− Überarbeitung der Verweise auf die Rechtsgrundlagen 

− Ergänzungen bei der Begründung 

− redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 
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11   Begründung – Bilddokumentation  
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Blick vom privaten Ei-
gentümerweg nach Os-
ten; rechts die Be-
standsbebauung "Hei-
menhofenstr. 11c" 

Blick von der bestehen-
den Wendeplatte aus 
nach Südosten über das 
Grundstück Fl.-Nr. 
2027/3 

Blick von der bestehen-
den Wendeplatte aus 
nach Norden über das 
Grundstück Fl.-Nr. 
2027/10; im rechten 
Bildbereich Blick auf ei-
nen der bestehenden 
Obstbäume 
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12   Verfahrensvermerke  
  

12.1  Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 Abs. 1 BauGB) 

 Der Aufstellungsbeschluss erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom …………. . 
Der Beschluss wurde am  …………. ortsüblich bekannt gemacht. 

 
12.2  Beteiligung der Öffentlichkeit (gem. § 3 BauGB) 

 Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (gem. § 3 Abs. 1 BauGB) mit 
öffentlicher Unterrichtung sowie Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung 
wurde abgesehen (gem. § 34 Abs. 6 Satz 1 BauGB). 

Die öffentliche Auslegung fand in der Zeit vom …………. bis …………. (Billigungs-
beschluss vom ………….; Entwurfsfassung vom ………….; Bekanntmachung am 
………….) statt (gem. § 3 Abs. 2 BauGB). 

 
12.3  Beteiligung der Behörden (gem. § 4 BauGB) 

 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden im Rahmen 
einer schriftlichen frühzeitigen Behördenbeteiligung mit Schreiben vom ….. 
unterrichtet und zur Äußerung aufgefordert (gem. § 4 Abs. 1 BauGB). 

Von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stel-
lungnahmen eingeholt (gem. § 4 Abs. 2 BauGB). Sie wurden mit Schreiben vom 
…………. (Entwurfsfassung vom ………….; Billigungsbeschluss vom ……….) zur 
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 

 
12.4  Satzungsbeschluss (gem. § 10 Abs. 1 BauGB) 

 Der Satzungsbeschluss erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom …………. 
über die Entwurfsfassung vom …………. . 

 
 Burgberg i. Allgäu, den …………. …………………………… 
  (André Eckardt, Bürgermeister)  

 
12.5  Ausfertigung  

 Hiermit wird bestätigt, dass die 1. Teilaufhebung, 1. Änderung und 1. Erweite-
rung der Ortsabrundungssatzung "An der Heimenhofenstraße" in der Fassung 
vom …………. dem Satzungsbeschluss des Gemeinderates vom ……. zu Grunde 
lag und dem Satzungsbeschluss entspricht. 

 
 Burgberg i. Allgäu, den …………. …………………………… 
  (André Eckardt, Bürgermeister)  
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12.6  Bekanntmachung und Inkrafttreten (gem. § 10 Abs. 3 BauGB) 

 Der Satzungsbeschluss wurde am …………. ortsüblich bekannt gemacht. Die 
1. Teilaufhebung, 1. Änderung und 1. Erweiterung der Ortsabrundungssatzung 
"An der Heimenhofenstraße" sind damit in Kraft getreten. Sie werden mit Be-
gründung für jede Person zur Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 

 
 Burgberg i. Allgäu, den …………. …………………………… 
  (André Eckardt, Bürgermeister)  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Plan aufgestellt am: 15.03.2023   
 

Plan geändert am: 09.10.2023   
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Landschaftsplanung  M. Schrade 
 

Artenschutz M. Skubski 
 

 

 
Verfasser: 

 
…………………………… Sieber Consult GmbH, Lindau (B)/Wein-

garten 
 

(i.A. U. Dintzer)  
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